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Schadensersatrforderung gegen Gutachterausschuß

Von VermesungsdirektorDr.-Ing. H. B I e u m e r, Katasteramt Braunschweig

I Zeitlicher Ablauf

Der Gutachterausschuß für die Stadt Braunschweig erhielt im Frühjahr 1973 von
einer Erbengemeinschaft den Auftrag, vier mit Miethäusern bebaute Gnrndstücke

zu bewerten. Die Gutachten wurden am 24. Mai beraten und am 30. Mai 1973

zugestellt. Die in den Gutachten ermittelten Werte wurden der Erbauseinander-

setzung zwischen 2 Geschwistern zugrunde gelegt. Nachdem diese Auseinander-

seEung in allen Einzelheiten erfolgt war - der entsprechende Vertrag wurde am

4. September 1973 beurkundet - kamen einem der Erben Bedenken gegen die

Stichhaltigkeit eines der 4 Gutachten. Er übersandte am 20. lO. 1974 dem Gut-
achterausschrß bis dahin unbekannte Unterlagen und bat um Überprtifung des

Gutachtens V-Straße 35.

Der Gutachterausschuß hat diese Überpräfung am 6. 11. 1974 vorgenommen und
einen erheblich anderen Wert ermittelt. Damit war die Auseinandersetzung unter
falschen Voraussetzungen erfolgt, sie mrßte konigiert werden, zusäEliche Kosten
entstanden.

Im Januar 1975 benannten die Rechbanwälte der Antragsteller den Schaden in
einem Schreiben an den Gutachterausschuß, ohne zunächst die Höhe zu beziffem
und fragten an, ob der Gutachterausschuß die Schadensenatzpflicht dem Grunde

nach anerkenne. Dies wurde am24.1.1975 vemeint; am 3. 11. 1975 wurde dem

Gutachterausschuß in dieser Sache eine Klageschrift vom Landgericht übersandt,

mit der der Gutachterausschuß auf Schadensersatz in Höhe von ca. 3 600 DM ver-

klagt wurde.

Die Vertretung des Gutachterausschusses übemahm der Justitiar beim Päsidenten
des Nieders. Verwaltungsbezirks, der einen Rechtsanwalt beauftragte.

Das Urteil des Landgerichtes erging am 17. 3.1976; dagegen.wurde Berufung ein-
gelegt, aber im August 1976 wieder zurückgpzogen, so daß das genannte Urteil
rechtskräftig geworden ist.

2 Das angefochterrc Gutachten

Zu bewerten war ein Grundstück in günstiger Lage, das mit einem Sgeschossigen
Mehrfamilienwohnhaus (20 lYohnungen) bebaut ist. Das Gebäude ist 1953 im
sozialen Wohnungsbau errichtet worden. An unterlagen warcn vorhanden eine
Zusammenstellung der tatsächlichen Einnahmen sowie die Akte der Landestreu-
handstelle fiir den Wohnungs- und Städtebau mit der Wirtschaftlichkeitsberechnung.
Da der Landestreuhandstelle Veränderungen in den Konditionen der öffentlichen
Mittel nur während der ersten 10 Jahre mitgeteilt werden, werden die Eigenttimer
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von Grundstücken vom Gutachterausschuß stets befragt, ob weitere Unterlagenvor-

liegen. So auch hier, weitere Unterlagen wurden nicht übergeben. Aus der lYirt-
schaftlichkeitsberechnung ging hervor, daß die Bindungen noch weitere 7 Jahrcbe-
standen (Mittel mit Zinsatz 4§% und,2% Trlgung von 1953; Tilgungsdauer

26,75 Jahre).

Wegen der Kürze der Bindung wurde folgpndes Verfahren angewendet:

Ermittlung des Ertrapwertes aus nachhaltig erzielbaren Mieten, wennkeine Bindung
vorhanden wäre. Dieser betrug ca. 630 000 DM. Daran wurde ein Abschlag in Höhe

von ca. 90 000 DM vorgenommen, der sich aus der kapitalisierten Mindereinnalme
über die näcluten 7 Jahre ergab. Der Verkehnwert wurde somit zu 540 000 DM er.
mittelt.
Ob dieses Verfatuen nt recht angewandt wurde, sei dahingestellt; es wurde auch

nicht angefochten.

3 Das Überprtifungpgrrtachten

Mit dem Antrag auf Überprüfung wurde ein Tfuungsplan über die öffentlichen Mittel
vorgelegt, aus dem hervorging, daß bei unveränderter Tilgung seit dem 1. l. 1969
nur noch 4,25% Ztnsr,n gezahlt wurden und das Darlehen am Bewertung»tichtag
noch 1 1,5 Jatue lief. Der Gutachterausschuß hat daraufhin eine neue Werüermittlung
vorgenommen, der Abschlag erhöhte sich auf ca.l45 000 DM und der Verkehrs-
wert wurde zu 485 000 DM ermittelt.

4 Klagebegrändung

Die wesentlichen Passagen in der Begrändung der Klage waren folgende:

,,Wie sich aus den Gutachten ergibt, ist der Gutachterausschuß bei Erstellung seines

Gutachtens v on 21. 5 . 1973 von falschen Voraussetzungen ausgegangen. Bei sorgfiil-

tiger Prüfung und Auswertung für das betreffende Grundstück hätte der Fehler bei
der Wertermittlung vermieden werden können. Die Beamten des Gutachteraus

schusses der Stadt Braunschweig haben, indern sie bei Erstellung des Gutachtens

vom 24. 5. 1973 fiir das Grundstück V§traße 35 fehlerhafterweise eine Mietpreis
bindung von 7 Jahren annattmen, gpgen die ihnen den Klägem gegenüber obliegende

Amtspflicht verleht, den Verkehrswert des Grundstücks richtig zu ermitteln. Da-

durch ist den Klägern ein Schaden entstanden, für den sie auf andere Weise EnaE
nicht zu erlangen vermögen.

Im vorprozessualen Schriftverkehr hat das beklagte Land der Klägerin gegenüber be-

hauptet, der Fehler des Gutachterausschusses sei darauf zurückzuführen, daß die

Mutter der Kläger falsche Unterlagen für die Berechnung des Wertes zur Verfligung

gestellt habe. Diese Behauptung ist unrichtig. Die Mutter der Kläpr hat den Beamten

des Gutachterausschusses alle die Unterlagen zur Verfügung gestellt, die von ihr
erbeten wurden."
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5 Klageerwiderung

Auf die Klage wurde im wesentlichen folgendes erwidert:

,,Die SchadensenaEansprüche der Kläger gemiß § 839 BGB sind nicht gegeben,
denn der Gutachterausschuß hat das hier streitige Gutachten vom 24. s. L973 fi:rt
der gebotenen Sorgfalt und Genauigkeit erstattet. Mangels einer Pflichtverletzung
bei der Bewertung des Grundstücls in Braunschweig, V-Straße 35, scheiden Schadens-
ersatzansprüche der Kläger daher aus. Die Kläger berufen sich auch zu unrecht
darauf, daß ein ,,Fehler" in dieser verkehrswertberechnung daraufzurückzuführen
sei, daß der Gutachterausschuß nicht die erforderlichen Unterlagen angefordert
habe. [m Zeitpunkt der Erstellung dieses Gutachtens vom24. 5.1973 konnte der
Gutachterausschuß bei der Berechnung des Verkehrswertesjedenfalls nur von einer
Mietpreisbindung hinsichtlich der wohnungen auf dem Hausgrundstäck v-straße 35
fiir die Dauer von 7 Jahren ausgehen. Dies ergibt sich eindeutig aus folgenden Tat-
sachen:

Das Gebäude auf dem Grundsttick v§traße 35 ist mit öffenflichen Mitteln des
sozialen Wohnungsbaues geftirdert worden. Wie immer in solchen Fällen hat Caher
Cer Gutachterausschuß die erforderlichen Unterlagen bei der Landestreuhandstelle
für den wohnungs- und städtebau verlangt. weil veränderungen in den Konditionen
der Kredite aus öffenflichen Mitteln Cer Treuhandstelle nur während der ersten
l0 Jahre mitgeteilt werden müssen, kann der Gutachterausschuß später elngetragene
Veränderungen nur von den Eigentürnem erfahren. Aus diesem Grunde werden die
Eigentürner stets befragt, ob sie weitere UnterlagBn besitzen, die für die Bewertung
von Bedeutung sind. So ist es auch im vorliegenden Fall geschehen. Der Kläger ist
ausdrücklich befragt worden, ob etwaige zusätdiche unterlagen existieren. Dem
Gutachterausschuß wurde daraufhin mitgeteilt, daß fiir das Bewertungsobjekt
V-Straße 35 keine weiteren Unterlagen vorhanden seien.
Damit konnte der Gutachterausschuß bei der Verkehnwertermittlung nur von einer
Illietpreisbindung von 7 Jahren ausgehen. Dieses Kriterium ist im übrigen auch aus-
drücklich bei der Ertragswertberechnung des Gutachtens lt. Anlage 2 zugrunde gelegt
worden.

Erst geraume Zeit nrch Entellung dieses Gutachtens und nach erfolgter Erbausein-
andersetzung der Klägerwurden dem Gutachterausschuß Unterlagenüberreicht, aus
denen sich eine 11 il2jifnnge Mietpreisbindung ergab. Diese verspätete übergabe
der unterlagen geht jedoch allein zulasten der damaligen Eigentümerin und kann
keinesfalls eine Amtspflichtverletzung des Gutachterausschusses begriturden.
Es muß vielmehr festgestellt werden, daß der Gutachterausschuß im damaligen Zeit-
punkt die ihm zu Gebote stehenden Quellen zur vollständigen Unterlagenbeschai
fung ausgeschöpft und dann das Gutachten vom 24.Mü l97i aufgrund der ihm zur
verfügung stehenden unterlagen richtig erstattet hat. Eine AmtspflichtverleEung
scheidet daher schon aus tatsächlichen Grifurden aus. Eine Haftung wepn Amts-
pflichtverleEung muß hier aber auch schon wegen des rechflichen charakters des
Gutachtens entfallen. Dies ergibt sich einmal gemäß s 142 Bundesbaupsetz, wo-
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nach ein Gutachten des Gutachterausschuses ausdrücklich keine bindende Wirkung

besiEt. Dies hat zur Folge, daß weder eine Behörde nodr eine Privatperson den vom

Gutachterausschuß ermittelten Verkehrswert gegen sich gelten lassen muß. Zum

anderen zeigt db gesetzliche Definition des Verkehrswertes gemiß § 141 Bundes

baugesetz, mit wieviel Unsicherheitsfaktoren eine Verkehnwertermittlung behaftet

ist. Dies wird auch dadurch deutlich, daß der Verkehnwert aus der Gepnübentel-

lung von Ertragswert und Substanzwert ermittelt wird.

Aus den vorgenannten Grtinden ist es weiter erforderlich, daß grundsätzlich die

Eigentümer an der Verkehrswertermittlung verantwortlich beteiligt werden. Dies ist

hier auch geschehen, denn die Kläger haben seinerzeit dem Gutachterausschuß die

dazu erforderlichen Bewertungsunterlagen mit der Bemerkung übelgeben, daß keine

weiteren Unterlagen mehr vorhanden seien. Somit ist an24. Mai 1973 einkorrektes

Gutachten entellt worden, in dem insbesondere auch die Ertragswertberechnung

einsclrließlich der Mietpreisbindung von nur 7 Jahren exakt dargelegt worden ist.

Ein schuldhaftes Verhalten seitens des Gutachterausschusses scheidet eindeutig aus.

Wenn dann die Kläger dieses Gutachten, an dem sie verantwortlich mitbeteiligt

worden sind, indem sie zur Beibringung der vollständigen Unterlagen aufgefordert

worden waren, insgesamt, also auch hinsichflich der später als unrichtig festge-

stellten Mietpreisbindung von 7 Jahren, zur Basis ihrer Erbauseinandersetzung

wählen, so liegt die Unache des vermeitlichen Schadens allein in solchen Umständen,

die dem Gutachterausschuß nicht angelastet werden können."

6 Urteil

Nach einer mitundlichen Verhandlung, in der die Mutter der Klägpr, der Vorsitzende

des Gutachterausschusses und der Leiter der Geschäftsstelle des Gutachteraus-

schusses als Zeugen vemommen wurden, erging ein Urteil des Einzelrichten, in dem

die Klage abgewiesen wurde. In der Begründung heßt es u. a-:

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Mitglieder des Gutachterausschusses bei der

Stadt Braunschweig bei der Erstattung des Verkehrswertgutachtens vom 24.5.1973

eine den Klägsm gegenüber obliegende Amtspflicht schuldhaft verleEt haben und

ob die Kläger nicht auf andere Weise Ersatz verlangen können, da die Haftung des

beklagten t*de, nach § 839 Abs.3 BGB wegen unterlassenen Rechtsmittelge-

brauchs durch die Kläger ausgeschlossen ist. Dieser Haftungsausschluß i§t ein Fall

der eigenen schtrldhaften Schadensmitverursachung, der - ohne AbwägungSmög-

lichkeit wie bei § 254 BGB - ^Lm 
völligen Haftungsausschluß fiihrt,wenn der Ge-

schädigte ein ihm gegen die schadensstiftende Amtstraftung pgebenes Rechts

mittel]das den Schaden ganz oder teilweise abgewendet hätte, nicht ausgenutzt hat.

Der weit zu fassende Begriff Rechtsmittel ist nicht im prozeßtechnischen Sinne zu

ventehen (Berufung, Beschwerde, Einspruch), sondem umschließt alle, aber auch

nur diejenigen förmlichen oder nicht förmlichen Rechtsbehelfe, die sich unmittel'

bar gepn die schädigende pflichtwidrige Amtstrandlung selbst richten und nach

gereäiAer Ordnung sowolrl deren Beseitigung, Abändenrng oder Nachholung als
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auch die Abwendung der Schadensentstehung zumZielhaben und herbeizuführen
geeignet sind, zum Beispiel einfaches Erinnem, Geg;envontellung, Aufsichtsbe-
schwerde. Die Haftung entfällt nur insoweit, als der versäumte Rechtsbehelf für den
schadenseintritt unächlich gewesen ist, ihn also, falls eingelegt, rechEeitig abge-
wandt oder gemindert hätte. Der Rechtsbehelf muß schuldhaft nicht genutzt wor-
den sein, also wenn der Geschädigte nach den umständen, seinen Kenntnissen,
seinem Bildungsgrad zweifel an der Rechtsmißigkeit der Amtsausübung haben
konnte oder es unterlassen hat, den Bescheid der Behörde zu prtifen und b eiZwgf6ln
Rechtsrat einzuholen (vgf. Soergel-Siebert-Glaser, Kommentar zum BGB 10. Aufl.
1969,§t39IX1+2).
Den Klägern ist nach eigenem vorhag, zwar ,prst sehrvielspäter"nachüberprüfung
aufgefallen, daß das Gutachten nicht zutreffend war. Die Mutter der Klägerhat dazu
ausgesagt, daß das Gutachten vom24.5.1973 derErbengemeinschaftzugestelltwor-
den sei' Sie und ihre Kinder hätten sich das Gutachten angesehen.Dabei sei ihr aufge-
fallen, daß das Gutachten die Dauer derMietpreisbindungmitT Jahren annehme.Ihres
Erachtens habe aber die Mietpreisbindung für noch 10 Jatrre bestanden. Das habe sie
aus demZins-undTilgungsplanersehenkönnen.SiehabesichmitdenKlägemdarüber
unterhalten, ob diese unstimmigkeit wohl Auswirkungen haben könne.Ihre Tochter
habe sich dann mit verschiedenen Maklem in verbindung geseEt, die ihr bestätigt
hätten, daß diese Tatsache für die Wertbemessung von Bedeutung sei.

Diese Aussage der Zeugin ist glaubwürdig und entspricht auch der allgemeinen
kbenserfahrung insofem, als Bescheide gleich nach Erhalt gelesen und geprüft
werden.

Den Klägern ist auch gleich der zutreffende Gedanke gekomrnen, daß die Mietpreis-
bindung für die wertbildung mit entscheidend ist. Das konnte auch unschwer aus
dem Gutachten selbst entnommen werden. Auf Blatt 8 des Gutachtens ist von dem
Ertragswert von 630 000 DM ein Absclrlag von 90 000 DM gemacht und zur Be-
gündung auf die Arilage 2 verwiesen worden. Aus der Anlage ist ersichtlich, daß die
Mindereinnahme infolge der Mietpreisbindung für 7 Jatrre kapitalisiert den Betrag
von ca. 90 000 DM ausmacht. Eine llingere Mietpreisbindung mußte eine höhere
Kapitalisierunpsumme und damit einen höheren Abschlag vom Ertragswert bedeu-
ten. Das mußte den Klägem klar sein, da die Klägerin zu. l) als Lehrerin und der
Klägrr zu 2) ils Bautechniker über genügend Bildung und Kenntnisse verfügen

!ürften, diese unterlagen nachzuvollziehen. Das gilt insbesondere dann, wenn be-
dacht wird, daß die Erbengemeinschaft der Kläger nach der gfaubwürdigen Aus-
sage der zeugn noch weitere 24 Miethäuser in Braunschweig zu Eigentum hat und
verwaltet.

Nicht zuletzt infolge dieser besonderen Erfahrung hätte von den Klägem verlangt
werden müssen, gegen die unstimmigkeiten des verkehrswertgutachtens etwas zu
untemehmen. Es hätte nichts näher gelegen, als bei der Geschäftsstelle des Gutachter-
ausschusses anzurufen, bzw. ein kurzes schreiben zu verfassen mit dem Inhalt, daß
nach Ansicht der Kläger die Mietpreisbindung nicht 7, sondem 10 Jahre bestehe
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und um überprtifung des Gutachtens gebeten werde. Der Gutachterausschuß hätte

dann ohne Frage sein Gutachten sofort berichtigt, wie er es dann später im Gut-

achten vom 6. ll. 1974 getan hat.

Die Kläger hätten jedenfalls nach Erhalt des Gutachtens im Mai 1973 Erinnerungen

oder Gegenvorstellungen in der beschriebenen Art bei dem Gutachterausschuß er-

heben mtissen und nicht mindestens 3 volle Monate ungenutzt ventreichen lassen

dürfen und dann unter Zugrundelegung des von ihnen bezweifelten Gutachtens den

notariellen Auseinandersetzungsvertrag vom 4. September 1973 schließen dürfen,

der Unache für die behaupteten Schäden gewesen ist.

7 Schluß

Wenn die Begrändung des Urteils für den Gutachterausschuß auch unbefriedigend

ist, weil nicht geklärt wurde, ob eine Amtspflichtverletzung vorgelegen hat, so muß

aus dem Verfahren auf jeden FaIl doch der Sctrluß gezogen werden, daß die aus'

führliche und ventiindliche Gutachterbegrtindung evtl. Ansprüchen weitgehend den
Boden entzieht. Andereneits wird in dem Urteil eindeutig die Pflicht der Eigen-

tümer bestätigt, alle Ausktinfte zu erteilen, die für eine zutreffende lVerüermitflung

erforderlich sind.
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Halbzeit bei der Umstellung auf den Buchnachweis-EDV (BEDV)

VonVermessungsoberrat P. G r am s,

Nieden. Landesverwaltungsamt - Landesvermessung -, Hannover

I Einleitung

Als im Jafu 1972 Verm.Dir. Wolter in seinem Aufsatz ,,Die niedersächsische Lösung
der automatisierten Katasterbuchführung" eine Planung vorlegte, wonach bereits
1977 mehr als die H?ilfte des herkömmlichen Katasten auf den BEDV umgestellt
sein sollte, vermochte keiner der sonst amVerfahrenBeteiligten so recht an diese opti-
mistische Vorhenage zu glauben. ZugroßwareninjenetZeitdieAnfangsschwierig-
keiten und Rüclsclrläge, die uns bis zum Jahresende lg72nAtemhielten,undjeden
nur vonichtig geäußerten Optimismus ,gnadenlos bestraften". Dabei gesellte sich
zu den Anfangsschwächen unserer Programme noch eine unvollkommene Hardware,
sprich maschinelle Ausstattung, die den vom Kataster angelieferten Massendaten in
keiner Weise gewachsen war. So sei hier nur an den ominösen Magnetkartenspeicher
erinnert, der von Herm Dr. Wendt nicht zu Unrecht als Mähdrescher bezeichnet
wurde. Es klingt heute kaum glaubhaft, wenn man sich vor Augen hält, das das

Laden derDaten einer mittelgroßen Gemarkung auf Magnetkarten ca. 25 Maschinen-
stunden in Anspruch nahm. Heute erledigt sich dieselbe Arbeit in knapp einer
Stunde.

Die Pionierzeit ist länpt vorüber, zu schnell hat man sich an den rasanten Arbeits-
fortschritt der heutigen Zeit gewöhnt. Ereigrrisse wie ,,das millionste Fluntück auf
dem Plattenspeicher" oder ,,der millionste eingespeicherte Bestand" verstreichen
unbemerkt, weil die Flut der ständig nachrückenden Daten ein Venreilen nicht zu-
lißt.
Unter diesem Aspekt erscheint es fast als selbstventändlich, daß du 1972 gesteckte
ziel, die Hälfte der Katasterdaten umzustellen, bereits 1976 eneichtworden ist.
sucht man nach den unachen für diese wende ins Positive, so läßt sich ein nicht
unerheblicher Anteil in der uns heute zur Verfügung stehenden modernen Techno-
logie finden. Den Hauptanteil an der positiven Bilanz können jedoch, und das sollte
einmal deuflich ausgesprochen werden, die Mitarbeiter an diesem umfangeichen
Werk fiir ihre Einsatzbereitschaft und ihre geleistete Arbeit fiir sich buchen, und das
ist wiederum in heutiger Zeit nicht unbedingt selbstventändlich.

2 Stand des Verfahrens

2.1 Umstellung BEDV
Aus der nachfolgenden statistik (Anhang I und 2) lassen sich die nach Kataster-
ämtern spezifizierten Größenordnungen der auf BEDV umgestellten Kataster-
daten entnehmen. Man erkennt, daß bereits 45 der 52 ru Zeit bestehenden Kataster-
ämter im BEDV erfaßt, davon 20 Amter nahezu vollständig auf die automatische
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Katasterbuchführung umgestellt sind. Insgesamt sindz.Z. ca. 1,1 Mill. Beständeund

3 Mill. Fluntücke in den Dateien gespeichert. Diese Wertelassen sichschnell an Hand

der Maschinenprotokolle ermitteln. Schwieriger wird es in der Abschätzung der

Gesamtkatasterdaten Niedersachsens.

Da die letzte Zäitrlung der Bestände im herkömmlichen Kataster beim Jahresvechsel

1967168 erfolgte, lassen sich die Zalrlen der heutigen Bestände nur durch Hoch'

rechnung aus den damaligen Ergebnissen ermitteln. Der Faktor fiir die Hochrechnung

wird jeweils nach vollständiger Umstellung eines Amtes durch Vergleich der tat-

säclrlichen gegen die frtiheren Werte korrigiert.

So schätze ich aus der Sicht des Jahres l976,daß nach abgesclrlossener Übemahme

folgende Größenordnung an Katasterdaten eingespeichert sein werden :

Prognose Prognose

t976 t972
z. Z.übernommen
in BEDV

Gemarkungen 4500 4500 2600
Bestände 2 000 000 1 500 000 I 100 000

Fluntücke 5 400 000 4 500 000 3 000 000

Namen 2 500 000 1 350 000

Zeichen 1,7 Mrd. 1,5 - 2 Mrd. 936 000 000

Daneben lassen sich jährlich VeräinderungBn an Beständen und Flurstticken eines

Amtes im BEDV ermitteln und gegenübentellen:

Anzatrl der Bestände l. I .197 5

Katasteramt Norden 23 215

Katasteramt Rotenburg 16 209

Katasteramt Wittmund 17 615

Anzahl der Fluntücke

Katasteramt Norden 62 267

Katasteritmt Rotenburg 63 635

Katasteramt Wittmund 72 420

1. 1 .1976 Diff. in%

23 946 731 + 3
17 152 943 + 5,5

17 905 290 + 1,6

17 322 293 + 1,7

(1e74)

62 669
63 533
7270s
72 62t
(1e74)

402 + 0,6
102 - 0,2

285 + 0,4

201 - 0,3

Nun wird man aus diesen wenigen Werten nicht eine mittlere Zu- oder Abnahme

von Fluntücken bzw. Besfänden in Niedersachsen bestimmen können. Meines Er-

achtens lißt sich ledigtich eine zunehmende Tendenz erkennen, die bei den Bestän-

den, wahrscheinlich durch den Einfluß des WohnungSeigenhrms, höher zu liegen

scheint als bei den Flurstücken. Deren Zunahme wird sich durch entsprechende

Verschmelzungen in Grenzen halten.
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Aus der Statistik zu den erfaßten Katasterdaten (Anhang 1 und 2) sind weiterhin
folgende Abhängigkeiten festzustellen :

o Eine mitflere Gemarkung besteht aus ca.450 Beständen.

o Zu einem mittleren Bestand zählen 3 Flurstticke, wobei sich das Veftältnis bei
städtischen Gemarkungen bis I : 1§ und bei ländlichen Gemarkungen bis I : 10

ändem kann.
o Ein mittlerer Bestand besitzt, statistisch gesehen, 1,2 Eigentümer-Namen. Die

Anzahl der Namen wird sich reduzieren lassen, wenn die durch unterschiedliche
Schreibweise fiilsctrlich mehrfach eingespeicherten Namen korigiert werden.

o Ein mittlerer Bestand wird durch rd. 850 Zeichen(Buchstaben, Zahlen,Sonder.
zeichen) im Speicher dargestellt. Hiervon werden ca.50Vo aufdem Bestandsblatt
wiedergegeben, während die restlichen ?*ichen für die Verwaltung des Bestandes

benötigt werden, so z. B. für weitere Auswertungen wie für den Jahresabschluß,
die Flurstückshistorie usw.

2.2 Fortführung BEDV
In den Jahren 1973 bis 1975 war mit Fortschritt der Umstellungsarbeiten eine jähr-
liche Zunahme der im BEDV bearbeiteten Fortführungpfiille von über lÜtVozuver-
zeichnen. Auch in diesem Jalr wird die Steigenrngsrate wie 1975 ca.65 000 znsdtz-
liche Fortfühnrngen betragen.

Dieser Zuwachs wirkt in unserer Erfolgsstatistik sicher sehrpositiv,lißt aber anderer-
seits in der nächterne n Zahl zu leicht die organisatorischen und personellen Probleme
verkennen, die hinter einer derartigen Produktionssteigerung stehen. Allein in der
maschinellen }Veiterverarbeitung bedingt die genannte jährliche Zuwachsrate, be-
zogen auf dieTagesproduktion, eine Mehrbelastung der DV-Anlagenvon 5Maschinen-
stunden.

Nun lassen sich fehlende Arbeitskapazitäten in diesem Bereich derueingdurch Auf-
fücherung der Rechenzentren und kostengünstige DV-Anlagen mit höheren Verar-
beittrngsgeschwindigkeiten abfangen. Anders sieht es auf dem Personalsektor aus,
für den statt Ausweitung bekanntlich die veringerung besctrlossen worden ist. Da
bei den Rechenzentren die Belastung, speziell auf dem Gebiet der Datenvor. und
-nachbereitung, ständig zunimmt und die obergrenze der Belastbarkeit nahezu
erreicht ist, wird eine Verlagerung bestimmter Aufgaben auf die Katasterämternicht
zu umgehen sein. Zu diesen gehört die Auswertung der Verarbeihrngsprotokolle mit
anschließender Fehlerberichtigung. Erste venuche haben gezeigt, daß dieser Weg
durchaus gangbar ist, sofem die beteiligten Bediensteten eine entsprechende Aus-
bildung erfahren. Darüberhinaus wird hiermit ein krnprozeß begonnen, der noch
vor dem Zeitpunkt der übemahme der Datenerfassung auf das jeweilige Kataster-
amt von den Beteiligten erfolgreich durchlaufen sein muß.
Kehren wir zurück zu den statistischen Angaben_, dem kitthema meines AufsaEes.
zl den erledigten Fortfiihrungen (Anhang 3 und 4) möchte ich folgende Anmer-
kungen geben:
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Man ist gpneigt, bei den einzelnen Amtem aus einer Reihe von Jaluessummen, wie

z. B. beim KA Mttmund, Tendenzen über die Konjunktur der Fortführungsarbeiten

ablesen zu wollen. Dies wird nur bedingt mögtich sein, da man als Außenstehender

nicht erkennen kann, wann die Anzahl der üblichen Fortfiihrungen durch Sonder-

maßna6men, wie z. B. das nachträgliche Einspeichern von Venclrltisselungen der

Wasser- und Bodenverbände, verfiilscht ist. Es war zu beobachten, daß gerade nach

Abschluß der Umstellung eines Katasteramtsbezirks derartige Nacharbeiten - mit

starker Belastung der laufenden Fortführungsarbeiten - die Anzatrl der Fortführungs-

f?ille hochschnellen ließ.

ln der folgenden Grafik ist die bistrerige und geschätzte Entwicklung der Fortführung

im BEDV für den Zeitaum der Umstellungsphase 1973 bis 1983 dargestellt. Dabei

bin ich von dem Erfahrungswert ausgegangen, daß etwa 20 % der erngespeicherten

Bestände jährlich fortgeführt werden. Nach 1983 werden wir nach dieser Rechnung

ca. 400 000 Fortfiihrungen zu bearbeiten haben bzw. 1 600 Fälle bezogen auf einen

Arbeitstag.
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3 Ausblick

Sofem nicht äußere Gegebenheiten, wie Verringerung des Personals oder Einschrän-

kung der Maschinenkapazität, eine ungeplante Zeitverzögerung hervomrfen, rechne

ich das Jatresende 1982 als Fertigstellungsermin der gesamten Umstellunparbeiten.

Dabei wird unterstellt daß ca. 63 Erfassungskräfte für die Arbeiten, Umstellung

und Fortführung BEDV jährlich zur Verfügung stehen.

Das Auseinanderklaffen der beiden Planunpkurven im Anhang 5 zeigl noch einmal

deuflich die bereits envähnte Produktivitätssteigerung der letzten zwei Jahre. Ein

weiterer Leistungsanstieg ist allerdinp nicht mehr zu vermuten, da mit zunehmender

Popularität des BEDV auch seine vielfiiltigen Auswertemöglichkeiten in Anspruch

genoilrmen werden. Das wird wiederum eine zusätdiche Belastung für die Datener'

fassung bedeuten, sofern besondere lnformationen benötigt werden. Erwähnt seien

hierzu Auswertungen der Katasterdaten über Blockbezeichnungen oder Fluntücks-

koordinaten, die sich für die Bereiche Planung oder Statistik gerudent anbieten.

Die Chance dieser zusätzlichen Nutzung unserer eingespeicherten Daten sollte zu-

künftig mehr in Anspruch genommen werden. Hier kann der BEDV noch stärker

an Einsatzmöglichkeit und Wirtschaftlichkeit ggrvinnen. Er dient zudem einer

besseren Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen bzw. sogar einer möglichen

Rationalisierung im Arbeitsablauf dieser Stellen.
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§chL.

Stand 1.10.1976

Erfaßte Kataster.-Daten (.B§DV)

Bestände davon
tt. tt. tibernommen .
Ge- I Be-
mar- I stände
kung

1 .350
190

435

3. 784

6.436

1 .422

Anhang I

F1ur-
s ttlcke

10.251

13. 199

4. 165

1 1 .366

ol
o2

o3

o4

o5

o6

11

12

13

14

15

16

17

18

19

21

22

23

24

25

31

32

33

34

35

36

37

41

42

43

44

45

46
'47

48

Katasteramts-
bzw. DateL

Name

Braunschweig
Bad Gandersheim

GosIar
Helmstedt
Salzgitter
WoIf enbtittel
Oldenburg
lilestersted'e
Varel
Wilhelmshaven
Brake
Delmenhorst
WlIdäshausen
Vechta
Cloppenburg
Aurich
Emden

Leer
Norden

Wittmund
Bremervörde
Cuxhaven

Gt.erh.-§chanrb.

Rotenburg
Stade
Verden
lilesermflnde

Blickeburg'
Hameln

Hannover
Neustadt
Nienburg
Ri.nteln
Sprlnge
Sull-ng€n

Ge-
mar-
kung

90

62

30

37

39

71

4

100 I
100 I
7U.8

87E
100 I

908
878

100 r
100 E

80E
898

100 I

988

998
100 I
588

100 I

55. 808

17,788
23 .42A

8 .627
15.531

20 .67 6

1tt; 151

15.918
6.o74

21 .858
5. 356

2. 130

15. 144

15. 981

44. 528

24.317
1 8. 073

21 .694
29.81 1

17 .627

31 .122
135

466

16.842
123.57 4

30 .527
2g .919
9.244
8.457
7.873

fer-
tlg
geet.

E lur-
sttlcke

1 15. 106

58. 835

50. 073

26.835
45 .7 45

50.434
42.127

33 . o35

30.979
44.538
17.314
8.543

37.477
35 .57 2

1 29.945
54.263
7 4 .147
83.51 1

92 .4a4

64.953

1 00. 908

431

1.096

42.o94
188.125
80. 806

95. 983

29.og5
21 .69g
34.242

1

1

3

I
13

4

2

2

36

27

103

45

5B

97

55

64

85

1

3

38

99

s8

88

49.

16

29

10

11
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Anhang 2

Stand 1 .10.1976

Erfaßte Kataster:DaFen (BEDV)

Sch Katasteramts-
bzw. Datei

Name

Ge-
mar
kun

Bestände fer-
tig
gest

Flur-
stücke

davon
rt. D. übernommen .
Ge- I B"-
mar-l stände
kuns I

FIur-
s tücke

49

51

55

56

57

59

60

61

75

77

80

81

82

84

86

87

88

89

90

91

Syke

Alfeld
Göttlngen
Hildesheim
Holzminden
Norttleim/EinbecJ<

Osterode
Peine
Meppen

Osnabrtick
Nordhorn
Burgdorf
Celle
Glfhorn
Lüchow

Ltineburg
Soltau
Uelzen
lilinsen
lttolf sburg

22

7

68

16

I
116

43

42

20

239

24

58

70

134

106

204

122
'28

7 .15a
2 .626

15.o15

5.063
2.62C-

33. OO2

19.992
18.119

4.895
95.726
15.824
32.234
43.579

12.1 46

33.412

27.473
49 .287
21 .591

808
558
608

908
100 I

538
100 z

100 I
96E

100 I

23.588
8. 190

54.251
1 3. 365

7.725
117 .222

62.594
50 .67 1

21.506
285.584

59 .O97

89.849
126.548

54 .246
90 .87 4

85.828
1 1 5.465

39.774

6

1

1

1

7

10

3

1

4

1 .369
286

37

2.149
3.311

1 .349

279

11 .299

69

4 .589

526

237

3 .449
8.585

7. 168

.1 .342
20.387

1.70

Zus. | 2 .611 .087.445
542

3.OO7.591

568
67 38. 41 1 95.992
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Anhang 3

Erledlcrte Fortfilhrunqen 1973176 (Stand 3 I . 1O. 1 976l

Schl. Katasteramt Anf. Dat. Fortf. Fortf. Fortf. Fortf.
N a m e 1973 1974 1975 1976

o1

o2

o3

o4

o5

o6

11

14

15

16

21

22

23

24

25

31

32

34

35

41

42

43

44

45

46

47

4g

49

51

55

56

57

59

60

61

75

77

80

Braunschweig
Bad Gandersheim

Goslar
Helmstedt
SaLzgitter
Wolf enbtittel
Oldenburg
t{ilhelmshaven
Brake
Delmenhorst
Aurich
Emden

Leer
Norden

Wittmund
Bremervörde
Cuxhayen

Rotenburg
Verden
Btickeburg
Hameln

Hannover
Neustadt
Nienburg
Rinteln
Springe
SuLingen
Syke

Alfeld
Göttingen
Hildesheim
Holzminden
Northeim
Osterode
Peine
Meppen

Osnabrück
Nord,horn

5. 1.73
6. 3.7 4

21 .'6.74
14. 8.75
30. 4.75
2.11.73
6. 6 .75
2. g .75

19. 6.75
25. 7.75
13. 4.'13
5. 2.7.4

5. 8.7 4

29 . 6 .'13
30. 1.73

'l .11' .7 3

15. 5.7 4

7.11.73
24 . 4:.'14

3. 6.76
4.1c .'14

6. 7 .'13
14.11.73
1 3. 2.75
12.5.75
16. 2.'13
12 . 11 .'15
29.7.75
5. 5. 75

1. 8.74,
7. 8.75
5. 1 1 .'15
3. 9.74

15. 7.74'
14. 8. 75

16. 7 .76
29 .11 .73'
18. 3.76

4.798

212

121

83s

5.179
34

98

261

21

3s9

I

2

117

1

8

1

622

225

314

940

151

886

1c2

716

246

614

318

385

3

5

1

3

212

819

500

17
'l

4 44c

62

254

337

2.267

9 .260
1 .804
2.2c,o

58

1.O54

4.788
785

942

136

227

2o5

2 .603
2.530
5.472
4.837
4.334
1.313
4 .456
5 .243

890

15.910
3.955
3. 190

433

1 .817
100

128

299

459

120

58

1 .971
1.351

55

8. 323

6.917
2.172
1 .462

533

2.O81

3.479
1 .968
4.319

829

1 .557
1 .721
3.455
5.675
4.395
3 .329
4 .489
2 .6'lc
3.692
7 .246

5

2.O48

13.OO1

3.331

3 .567
1.069

925

818

734

269

1 .562
959

219

3.595
2.4o.4

1.561

125

10 .247
1 .622
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Anhang 4

Schl.

81

82

86

87

89

90

91

Schl.

ol
o2

o3

o4

o5

o5

II
L4

I5
16

L7

2L

22

23

24

25

31

32

34

35

37

4I
42

43

Katasteramt
N a.m e

Katasteramt
Name

Braunschweig
Bad Gandersheim

Goslar
He lmstedt
Salzgitter
lrlol f enbütte 1

Oldenburg
V,Iilhelmshaven

Brake
De lmenhorst
Vtildeshausen
Aurich
Emden

Leer
Norden

hlittmund
Bremervörde
Cuxhave4

Rotenburg
Verden
!{esermünde

Bückeburg
Hameln

Hannover

Eigentü-
mer./Name

72.997
22 .632
28.92U.

rr.250
23.27 4

27 .575
17.29L
18 . 509

LO.7 47

28 .97 2

I.9r8
r 3. 646

22.457
57.9C^2

35.27 4

24 .38c
26 .6L7

32.t78
22 . L2L

38. 871

L7L

594

22 .338
r52.3rO

Katasteramt
Name

Eigentti-
mer/Name

Anf . Dat. Fortf . E'ortf . Fortf - Fortf .
1973 1974 1975 1976

2 .468
7.419
1 .508

7 .147

4.549
s.784
2. 305

1 41 .218

Anzahl der Nemen (BEDV)

Schl.

39.775

25.7tJ.4

11.146

.6 .57 4

8. r43
8.961

3.448
19 .6ö0
6.438
3.466

42.873
23 .283
19 . 816

5.559
107.954

2L.349
42.429
45.647

16.119

42.537.

34.942
69.32c
25.881

1.343.908

2.896
5.358
1.179

19.038

3.983
4 .556
2.72o^

17.1C..74

5. 3.74
19. 3.'74

10. 1.73
23 .10. 7 3

13.11.74
'11. 5.74

Burgdorf
Ce1Ie

Lüchow

Lüneburg
Uelzen
hlinsen
Wo 1 fsburg

131 .73125.O29

Neustadt
Nienburg
Rinte 1n

Springe
Sulingen
Syke

Alfeld
Göttingen
tti Ideshe im

Ho1 zminden

Northeim
Osterode
Peine
Meppen

Osnabrück

Nordhorn
Burgdorf
Ce1le
Lüchow

Lüneburg
Uelzen
V{insen
hlolf sbur

44

45

46

47

48

49

5T

55

56

57

59

60

61

75

77

80

81

82

85

87

89

90

9I
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Anhang 5

Planungsdalcn Umslellung BEOY

Leistungsobschötzung

Umslellung, I Tog t Dolenerfosserin 36 Bestönde lochen + prüfen

Fortführurg' I Tog l}otenerfosserrh 1,0 Fortführungen lochen , Prüfen

l,tnstellurg
Fortührurry

lV Zohl der Dolenerfosserinnen

40
3

lrj

t5

lr8
9

57

t5

48 36 30 25t5 27 33 3863 63 63 63

,5 t5 t5 t5

Zt tZ t5 tZ t0
t,2 1,6 l,g 51 53
63Arü6363

t5 ,5 t5 ,5 
'5
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Dienstliche Fortbildung in der Niedersächsischen Vermessungs- und
Katasterverwalfung

Von VermessungsdirektorW. E. v o n D aa ck
- Nieders. Ministerium des Innern -

Der schnelle Wechsel in der Aufgabenstellung einerseits und der Wandel in der Art
und Weise der Aufgabenerfüüung andereneits verändem fortwährend die Anfor-
derungen an den Bediensteten der öffentlichen Verwaltung. Da dieser Problematik
in der Ausbildung nur bedingt Rechnung getragen, durch eigene Anstrengungen das

steigende Wissen aber nicht mehr bewältigt werden kann, erhdlt eine am Bedarf
orientierte Fortbildung besondere Bedeutung. Eingedenk dieser Erkenntnis ist es

also erforderlich

- die Ausbildung funktionsbezogen zu erggnznn,

- allgemeines und besonderes Fachwissen zu aktualisieren,

- die zur Wahmehmung des Dienstpostens erforderlichen Qualifikationen zt er
halten und zu verbessem,

- eine allgemeine Leistungssteigerung in der beruflichen Entwicklung zu fördem.

Nach der Vorgabe der Bundesregierung für die Bundesakademie für öffentliche Ver-
waltung ist es zudem Ziel der Fortbildung, die Fähigkeit zu interdisziplinärer Zt-
sammenarbeit zu intensivieren, neue Planungs- und Entscheidungstechniken sowie
modeme Führungsmethoden (einschließlich Personalfiihrung) zu vermitteln und die
politische Bildung auf dem Hintergrund des fachlichen Allgemeinwissens zu fördern.

Darüber hinaus kann die Fortbildung als hervorragendes Instrument für eine lang-
fristige Penonalplanung und Personalentwicklung dienen. In diesem Zusammenhang
sollte nicht der Hinweis übenehen werden, daß die Fortbildung im öffentlichen
Dienst nicht allein in der Vermittlung von Fachwissen besteht, sondem daß sie sich
an einen Personenkreis wendet, der im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit mit der
Öffentlichkeit zu tun hat und sich ihr in seinem Verwaltungshandeln verständlich
machen muß.

Mit dem Begriff ,,Fortbildung" wird nach inzwischen herrschender Lehre jener [.em-
abschnitt erfaßt, der auf der Ausbildung aufbaut und diese - über den durch die
berufliche Tätigkeit gewonnenen Erfahrungszuwachs hinaus - erweitert bzw. ver-
tieft.*) Nach dem gegenwärtigen stand umfaßt die dienstliche Fortbildung aber
auch eine nachgeholte oder ergänzende Ausbildung.
In Anlehnung an den sprachgebrauch der Dienstrechtskommission hat sich die
untencheidung zwischen Einführungsfortbildung, Anpassungsfortbildung und För-
derungsfortbildung eingebürgert.

{<) vgl. auch Definition der Dienstrechtskommission, 5.247 ff. der Literaturangabe unter 6

2tt



Die E i n f ü h r u n gs f o rt bil dung wendetsichanneuin die Verwaltung
eintretende Bedienstete, die über eine abgpschlossene, aber nicht hinreichend ver-

waltungsorientierte Berufsausbildung verfügen.

Die A n p a s s u n g s f o r t b i I d u n g ist die eigentliche berufsbegleitende Fort-
bildung. Sie dient der Erhaltung und Verbesenrng der zur Wahmehmung der Dienst-

aufgaben erforderlichen Qualifikation. Sie soll mit neueren Erkenntnissen und Ent-

wicklungen vertraut machen und früher erworbenes Wissenund die in derpraktischen
Tätigkeit gesammelten Erfahnrngen aktualisieren.

Die F ö r d e r u n g s f o r t b i I d u n g soll geeigrete Beamte auf die Übematrme

höherwertiger Aufgaben und Leitungsfunktionen vorbereiten.

Darüber hinaus sind in der Literatur weitere Begriffe anzutreffen, wie z. B. die

,,Projel:tfortbildung", bei der aktuelle Projekte durch die jeweiligen Arbeitsgruppen

- z.B. Planungpgruppen - im Ratrmen einer Fortbildungsveranstaltung angegangen

werden.

Bereiß seit einigenJatuen wird in derNiedersächsischenVennessungs- undKataster-

verwaltuqg eine systematische Fortbildung betrieben. So werden jeweils für den

Zeitraum Augrst bis Mai Fortbildungsprogmlnme aufgestellt, die über Themen,

Kundauer, Termin, Teilnehmerkreis, Anzahl der Teilnehmer und Art der Veran-

staltung Auskunft geben. Das Fortbildungsprogramm 1976177 ist diesem Heft bei'
gefiigt.

Die Fortbildung umfaßt ausschließlich Themen aus dem Bereich der Vermessungs-

und Katasterverwaltung und ist damit eindeutig fachbezogen. Um die Fortbildungs'

maßnatrmen auf die konkreten Arbeitsziele und Bedtirfnisse der Bediensteten

abzustellen, wird der Bedarf bei den Beschäftigung;sbehörden - also bei den Dezer-

naten 208 der Bezirksregierungen, den Katasterämtem und der Landesvennessung

- erfragt. Die Programmplanung, insbesondere die in Anbetracht der begrenzten

finanziellen und personellen Kapazitäten erforderliche Bildung von §chwerpunkten
und Prioritäten, erfolgt durch das Innenministerium. Die Durchführung und die

Programmfestlegung im einzelnen obliegt der jeweils veranstaltenden Behörde. -
Ein Vergleich der Programme der letztBn drei Jahre zeigt, daß mit den Themen

Liegenschaftskataster und Landesvermessung im allgemeinen sowie automatische

Datenverarbeitung, Bodenordnung und Wertermittlung im besonderen nahezu alle

Bereiche der täglichen Arbeit angesprochen sind. Hinsichflich der einganp beschrie-

benen Definition des Fortbildungsbegriffs handelt es sich vomehmlich um An'
passungsfortbildung, zum geringeren Teil um Einfütrrungs'und Projektfortbildung.

Bei einer auf ErfüLllung der Venraltungszieleund auf kistungssteigerung orientierten

Konzeption sollte sich die Fortbildung an bestimmte Gruppen von BedienstBten

richten und jeweils möglichst alle Angehörigen einer Gruppe erfassen. Letzteres ist

leider nicht mögflich. Der Teilnehmerkreis in den letzten drei Jahren setzt sich aus

Bediensteten des höheren, gghobenen und mittleren vermessungstechnischen Ver-

waltungsdienstes - z. T. übenchneidend - sowie vergleichbarenAngestelltenzusam-

men. Wenn sich die Themen auf diese drei Gruppen nahezu gleichmäßig verteilen,
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so ist hierin kein überzogenes Propozdenken zu sehen, sondem mag ein Indiz dafür
sein, daß der Fortbildungsbedarf in allen Laufbahngruppen etwa gleich groß ist.
Die Teilnehmezahl bei den einzelnen Veranstaltungen sollte im lnteresse einer
mehr mitarbeitsintensiven Methodik auf höchstens 25 beschränkt werden. Dieses
Postulat ist vielfach nicht realisierbar, sollte aber in Zukunft aus o. a. Gründen mehr
Beachtung finden. - Bezüglich der Veranstaltungsdauer lehrt die Erfahrung, daß
2bis4 Tage ausreichend sind.

Die Fortbildungsveranstaltungen finden in aller Regel in Hannover statt. Sind es

einerseits finarzielle Grifurde, die es geboten erscheinen lassen, die einzelnen Kurse
' schwerpunktmäßig in Hannover durchzuführen, so sprechen andereneits die nur hier

zur Verfügung stehenden sächlichenMittel - wie z. B. die Einrichtungen derLandes-
vermessung - für die Landeshauptstadt. lst die Anzahl der Teilnehmer so groß, daß

eine Veranstaltung wiederholt werden muß, so bietet sich (falls obige Gründe nicht
dagegen sprechen) Oldenburg als Veranstaltungsort an. Eine Alternativlözung
könnte darin bestehen, zwei oder drei Bedienstete aus jedem Bezirk zentrd fortzu-
bilden, die dann ihrerseits bei den Bezirlaregierungen gteichgeartete Kune veran-
stalten. Dieser Weg ist bei der Fortbildung zum Thema Wertermittlung bereits be-
schritten worden.

Da die Fortbildung - wie eingangs erwähnt - nur fachbezogene Themen umfaßt,
stellt die Niedersächsische Vermessunp- und Katasterverwaltung mit ihren Be-
diensteten auch grundsätzlich die Dozenten. Dabei kann Sachkunde und Problem-
bewußtsein vorausgesetzt werden; inwieweit jedoch Kenntnisse über Motivation,
didaktische Aufbereitung und Unterrichtsmethodik bei der Lehrtätigkeit einfließen,
muß zunächst einmal offen bleiben. Da der Erfolg der Fortbildungpmaßnahmen
aber weitgehend von der Qualität der Dozenten abhängt und damit von den Lehr-
und Lemverfahren, die zur Anwendung kommen, erscheint es mir wichtig, daß die-
sen Bediensteten verstärkt die Möglichkeit geboten wird, im Rahmen der Ein-
führunpfortbildung an veranstaltungen zu General-Themen wie organisation und
Personalführung, Rhetorik und verhandlungstechnik, planung und Entscheidunp-
techniken usw. teilzunehmen. Als besonders wirksam für die Erreichung der Lem-
ziele, die sich auf die Befiihigung zu problemlösendem Denken und zum Finden
weiterfiituender Ansätze beziehen, erweisen sich Methoden der Gruppenarbeit.
Auch auf diesem Gebiet sollten die Dozenten unterwiesen werden.

Die Nachwuchskräfte der sonderverwaltungen nehmen an der Fortbildung mit dem
beschriebenen Themenkreis leider nur ausnahmsweise teil, da der allgemeinen Ver-
waltung hier Priorität eingeräurnt wird. Es wlire wifurschenswert, wenn Bedienstete
der vermessuns- und Katasterverwaltung - insbesondere die Dozenten - zu der-
artigen veranstaltungen vermehrt hinzugezogen werden könnten, zumal eine ,,fach-
übergreifende" Zusammensehun1immer sehr begrißt worden ist.

Um über ein Thema umfassend informieren zu können, ist es notwendig, den Fort-
zubildenden Lehrmaterial an die Hand zu geben. Dies kann geschehen, indem be-
reits v o r der Tagung Unterlagen versandt werden oder aufliteraturverwiesen
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wird. Bei den Veranstaltungen selbst sollten Vorträge nicht vorab ausgearbeitet

verteilt werden, um die volle Konzentration auf die Erarbeitung des Lehrstoffs

zu richten. Es hat sich als vorteilhaft enviesen, nur Gliederungen mit Stichworten

zu geben, um es so dem Teilnehmer zu überlassen, in welchem Umfange er sich

Notizen machen möchte. Begleitende AnschauungBunterlagen sind - wie in aller

Regel auch geschehen - sicherlich sinnvoll. Allerdings sollte darauf geachtet wer-

den, daß das Begleitmaterial nicht zu umfangreich, sondem daß eine gezielte Aus'

wahl getroffen wird.

Bei der Durchführung einer Fortbildungsveranstaltung muß überlegt werden, welche

technischen Mittel und Informationsträger (Medien) eingesetzt werden sollen.

Technische Medien sind näimlich besonders geeigret, selbsttätiges Lemen der Teil-
nehmer arüilJregen und die Einleitung mitarbeitsintensiven Lernens zu unterstützen.
Die geistige Aufnahmef?ihigkeit des Menschen und sein Vermögen, Vorgetragenes

zu verarbeiten, sind - abgesehen von dem Interesse, das er der Sache entgegenbringt

- in starkem Maße von der Form abhängig, in der ein Lehrinhalt dargeboten wird.
Das gesprochene Wort allein wird nur in geringem Umfange gespeichert, einpräg-
samer ist schon eine bildliche Dantellung - optimale Bedingungen können aber erst
durch das Zusammenspiel von Sprache und Bild geschaffen werden, wobei das Bild
nicht nur eine analoge Umwandlung des Gesprochenen sein, sondern das Gesagte

möglichst plastisch erläutem und ergänzen sollte. In diesem Zusammenhang ist
die Anwendung von Techniken und Instrumenten der Visualisierung besonden
wichtig. Instrumente wären z. B. Diapositive, Flip{hart, Tageslichtschreiber, Video-
Recorder u. a. Dabei bietet der Tageslichßchreiber den Vorteil, Erläuterungen nieder-

zuschreiben und gleichzeitig den Teilnehmern zugewandt zu sein.

Eine besondere Bedeutung kommt der Frage nach Erfolg, Nutzen oder Effizienz

von Fortbildungpveranstaltungen zu. Diese Frage ist sicherlich nicht allgemeingitig

zu beantworten, zumal keine scharfe Trennung zwischen Fragen nach Effizienz von

Bildung und der Eff:u:ier:z von Verwaltung durchzufiihren ist. Mag eine Erfolgskon-

trolle bezogen auf das Ziel einer einzelnen Veranstaltung noch vollziehbar sein, das

Messen der Effizienz am Arbeitsplatz und damit flh das Venvaltungssystem bereitet

wahrscheinlich große Schwierigkeiten.

Dessen ungeachtet bieten sich eine Reihe von Methoden für die Erfolgsmeszung an:

Formlose Beurteilung, Gespräche mit den Teilnehmem, Teilnehmerbefragung bei

Schluß der Veranstaltung oder einige Zeit danach, Teilnehmertests usr- Es sollte

zunächst einmal damit begonnen werden - wie bereits verschiedentlich erfolgt -,
nach denFortbildungsveranstaltungenErhebungen mitHilfe vonFragebogen durchzu-

führen. Um die Ergebnisse vergleichen zu können, wird angestrebt, die Fragebogen

zu standardisieren. In jedem Fragebogen sollten Überlegungen angestellt werden,
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- zur ZielseEung,
(Ist das Ziel der Veranstaltung erreicht worden?)

- zur Thematik,
(2. B.: Sind die Ergebnisse in der Praxis verwertbar?

Welche Themen waren besonders wertvoll?
Welche Themen waren weniger geeignet?

Welche Themen sollten zusätzlich aufgenommen werden?)

- zur Methodik,
(Gruppenarbeit, Vortragsfolge, Diskussion, Demonstrationsmittel, verteilte

Unterlagen usw.)

- zuräußeren Form
(Teilnehmerzahl, -kreis, Räumlichkeiten, Akustik, Atmosphäre usw.).

Um einen enten Eindruck über die Erfahrungen bei Fortbildungsveranstaltungen zu

vermitteln, werden sich MR Schulte - Innenministerium - und VD Seiffert - Lan'
desvermessung - in den folgenden beiden Artikeln hierzu äußern. Ich wtirde es

begrißen, wenn weitere Erfahrungsberichte folgten.

Fortbildung - man verzeihe mir diese Allegorie - ist kein ,,Lufthansa-Menue", das

man nur aus der Plastiktüte zu schälen hat, um esmundgerechtundmagenfreundlich
zu sich nehmen zu können. Fortbildungsveranstaltungen sind auch nicht als ,,Bett-
hupferl" am Ende eines mit Fleß betriebenen Arbeitsjahres gedacht, sondem Fort'
bildung - soll sie ihren Zweck erfüllen - erfordert ebenso harte geistige Auseinan-

dersetzung mit der dargebotenen Materie wie die volle Bereitschaft, die vorliegenden

Themen in sich aufzunehmen und die Probleme zu diskutieren.
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Gedanken und Erfahrungen zur fachlichen Fortbildung

Von MinisterialratH. S c hu I t e -Nieden. Ministerium des Innern -
I Vorbemertung

Die Notwendigkeit ständiger fachlicher Fortbildung in der Verwaltung - insbeson-
dere im technischen Bereich - in der heutigen Zeit ist unbestritten. Sie muß nicht
mehr diskutiert werden. Erhebliche Probleme liegen jedoch in einer inhaltlich und
formal sinnvollen Ausgestaltung dieses Auftrages. Es müssen Kriterien geschaffen
werden, nach denen Umfang uad Prioritäten bestimmt werden können, und es
mtissen Methoden der Fortbildung angewandt und entwickelt werden, die einen
optimalen Erfolg sichentellen. Finanzielle und personelle Mittel sind begrenzt; sie
sind deshalb wirtschaftlich zu verwenden. Fortbildung ist kein Selbstzweck. Sie
hat sich in ihren Zielen at den konkreten Bedtirfnissen zu orientieren. Ggf. muß der
ventändliche Wunsch des einzelnen Mitarbeiters nach individuellem Fortkommen
zurückstehen. Jedoch lißt sich durchaus beides miteinander verbinden.

Im folgenden seien einige Erfahrungen, die bei der Vorbereitung und Durchführung
einer Reihe von fachlichen Fortbildungsveranstalhrngen für Angphörige dernieder-
sächsischen Vermeszunp- und Katasterverwalürng gemacht wurden, mitgeteilt.

2 Fortbildungsbedarf

Am Anfang jeder Fortbildung steht die Feststellung des Bedarfs. Dabei kann m. E.
nur von der Aufgabe ausgegangen werden. Eine andere Orientierung - etwa an den
vorhandenen Mitteln oder gar an den zur verfügung stehenden Referenten - ist
nicht sachgerecht. Es ist auch nicht richtig, die Fortbildung ausschließlich so anzu.
setzen, daß , jeder mal dran ist". Ein Bedarf kann und darf nicht konstruiert werden,
er kann lediglich festgestellt werden. Natürlich wird man im Hinblick auf die be-
geruten Mittel Prioritäten setzen müssen.

Da die Notwendigkeit der Fortbildung vielfach mit den neuesten, insbesondere
technischen Entwicklungen begründet wird, liegt es nahe, überlegungen zum Fort-
bildungsbedarf hier anzusetzen.

Da mag es z. B. um ein neues Entfemungsmeßgprät oder um ein neues Kopierver-
fahren gehen. soll unsere verwaltung diese Geräte und verfahren einsetzen bzw.
anwenden? Können wir damit unsere Aufgaben wirtschaftlicher erledigen? An d^iesem
Beispiel läßt sich demonstrieren, daß es zwei grundsätzlich unterschiedliche Arten
von Fortbildung gibt: die entwicklungsorientierte und die anwendungsorientierte
Fortbildung. Neue Entwicklungen - es mögen Geräte oder Methoden sein - sind
zunächst im Hinblick auf Aufgaben und Ziele der verwaltung zu überprüfen; es sind
die AnsatTpunkte und die Grundsätze für. ihre Anwendung zu finden. Hier bietet
sich in Fortbildungsveranstaltungen die Möglichkeit, die Bediensteten, die über die
spätere Anwendung allgemein oder im Einzelfall zu entscheiden haben, an der Ziel-
findung und Orientienrng zu beteiligen. M. E. läßt sich nur so eine wirkliche Identi-
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fizienrng mit den Aufgaben und Zielen der Verwaltung erreichen, nur so sind die

Bediensieten nachhaltig zu motivieren. EntwicklungBorientierte Fortbildung hat

nach Thematik und Methodik eine gewisse Nähe zur Arbeit in Arbeitskreisen.

In der anwendungsorientierten Fortbildung geht es um die Technik der Benutzung

und Anwendung von Geräten und Methoden. Der Teilnehmerkreis muß sich also

aps Anwendern zusarnmensetzen. Hier geht es nicht mehr um die Diskussion und

Erarbeitungvon Grundsätzen, sondemum die Vermittlungvonkonkretem, aktuellem

Gebrauchswissen. Man wird jedoch immer überprüfen mti§sen, ob nicht die direkte

Unterweisung am Arbeitsplatz, die Aufstellung von Richtlinien o. ä. effektiver ist'

Es leuchtet ein, daß es durchaus sinnvoll sein kann, diese beiden Arten der Fort-

bildung ni'cht streng voneinander zu tfennen. So mag es nützlich sein, wenn einer'

seits in der entwicklungsorientierten Fortbildung die Technik der Anwendung als

Basis verstanden wird und andererseits die Anwender über die Zusammenhänge

informiert werden. so lassen sich ventändnis und Interesse fördern.

Die Auswahl der Fortbildungsthemen ist sehr sorgfätig zu treffen. Ziele und Mög-

lichkeiten der Verwaltung sind streng zu beachten. Es besteht die Gefahr, daß die

Themen zu hoch und zu speziell angesetzt werden und dazu dann noch vor dem

falschen Teilnehmerkreis. Dieses Bemühen, etwas ,,Besonderes" zu bieten, ist zwar

verständlich, jedoch wirtschaftlich nicht zu vertreten. Ausgehend von eioem überge-

ordneten Konzept sind die Themen mit der Praxis abzustimmen; die vorgebrachten

Wtinsche und erkennbaren Bedürfnisse sind zu berücksichtigen. Dazu sind Kataster'

ämter und die Vermessungsdezernate bei den Regierungen sowie die Landewer-

messung zu befragen. Das erarbeitete Konzept ist emeut zur Diskussion zu stellen

und so iechtzeitig wie möglich bekanntzugeben. Dieses Verfahren sollte sowohl fiir

das übenich6konzept aller Fortbildungpveranstaltungen als auch für das Detail-

konzept der einzelnen Veranstaltungen gelten.

Sicherlich kann man für Bereiche, in denen sich Entwicklungen schneller vollziehen,

keine ganz langfristigen FortbildungBproglalnme aufstellen. Es ist jedoch in jedem

Falle ialsch, teaigtictr ,,von der Hand in den Mund" zu leben. M. E. kann man fiir

die Vermessungs- und Katasterverwaltung durchaus bis zu 3 Jahren vorausplanen'

Das ist ,og., not*tndig, da man im Grunde keine Veranstaltung isoliert sehen kann'

um die ziele der verwaltung zu erreichen, mögen zu den jeweiligen Themen Auf'

bau- und Ergäinzungsveranstaltungen notwendig sein. Es sind Beziehungen und Ab-

hän$gkeiten mit anderen Themen gegeben; die Anwendung in der Praxis erfordert

eirrJi.tict toppelung. Es könnte Thema eines besonderen Beitrags sein, ein sacfulich

und zeitlich äLgestuftes Fortbildungsprogramm im Grundsätzlichen zu diskutieren'

3 Vorbereitung

Liegt das Thema und die Zielsetzungder Veranstaltung fest, gilt es, den Teilnehmer'

kreis zu bestimmen. Mag es bei allgemeinbildenden Veranstaltungen noch möglich

sein, nach dem ,,Gießkannenprinzip" votzugehen, sO ist bei unseren Fachveran-

staltungen eine gezielte Auswahl der Teilnehmer unabdingbar. Dabei ist zu differen-
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zieren nach entwicklungs- und anwendungsorientierter Fortbildung. so ist es z. B.
wenig sinnvoll, Behördenleiter zt Fortbildungsveranstaltungen zu entsenden, in
denen im wesenflichen die praktische Anwendung von Geräten trainiert wird. Die
Weitergabe an den direkt betroffenen Mitarbeiter ist in der Regel ein unwirtschaft-
licher Umweg. Es sind destralb grundsätzlich diejenigen Mitarbeiter auszuwählen,
die in der Praxis entsprechende Funktionen ausüben oder ausüben sollen. Nach
meinen Erfahrungen ist eine Teilnehmerzahl von 25 -- 30 die obente Grenze, bei
der eine wirkungsvolle, teilnehmerzentrierte Fortbildung noch mögfich ist. Das
schließt nicht aus, daß bei veranstaltungen, in denen im wesentlichen einseitig
Wissen weitervermittelt wird, diese Zahl überschritten wird. Andererseits sollte die
Teilnehmerzahl in den sehr mitarbeitsintensiven, entwicklungsorientierten Fort-
bildungsveranstaltungen auch durchaus kleiner sein.

Aus finanziellen Grtinden mag es naheliegen, einen zentralen Tagungsort auszu-
wählen. Das sollte jedoch nicht zum Zwmg werden. Entscheidend ist der Erfolg
der Veranstaltung, und dieser wird zumindest mitbestimmt durch die örtlich vor-
handenen, themenbezogenen Möglichkeiten. So ist es sicherlich sinnvoll, eine Ver-
anstaltung über ,,Wertermittlung in Sanierungsgebieten" auch mitten in einem
Sanierungsgebiet durchzuführen. Das praktische Beispiel ist in seiner Anschaulich-
keit besonden instruktiv; das Interesse der Teilnehmer wird durch die Berührung
mit der Praxis sehr gefördert. Wichtig sind auch die Tagungsräumlichkeiten. Sie
müssen groß genug sein, so daß auch Gruppenarbeit ohne gegenseitige Störung
durchgeführt werden kann. Am besten sind natürlich zusätdich kleinere Räume.
Gute Belichtung und Belüftung ist unabdingbar; auch sollte eine Bewirtung möglich
sein.

viele Fortbildungpveranstaltungen dauern eine woche. Nach meinen Erfahrungen
ist diese Dauer flir intensive, aufgabenbezogene Fachveranstaltungen, wie wir sie
durchführen müssen, erheblich zulaag. Zum einen kann man kaum Mitarbeiter für
diesen Zeitraum aus dem fubeitsprozeß herausnehmen, zum anderen ist der km-
erfolg nicht abhängig von der Dauer der Veranstaltung. M. E. reichen 2 - 3 Tage.
wenn die Inhalte der Fortbildungsveranstaltungen den notwendigen Bezug zu den
Aufgaben der Teilnehmer in der Praxis haben, ist das eine in jeder Beziehung aus-
reichende und auch wirtschafflich zu vertretende Dauer.
Die Referenten sind sehr sorgfiiltig auszuwählen, da von ihnen der Erfolg der Fort-
bildungsveranstaltung ganz wesentlich abhängt. sie müssen die notwendigen fach-
lichen Kenntnisse praktischer und theoretischer Art mitbringen und fiihig sein,
diese auch weiterzugeben. [n der Regel sollten Fachleute der eigenen verwaltung
eingesetzt werden. So ist praxisnahe und verständliche Fortbildung zu praktizieren.
Sehr wichtig ist es, die Referenten auf das Gesamtkonzept und auf aen inhattlichen
Zusammenhang der Veranstaltung zu verpflichten. Das bedeutet vorherige intensive
Abstimmung untereinander. Die Veranstaltung, in der Spitzenfachleute in lose oder
gar zufiillig aneinandergereihten ,,vorträgen mit anschließender Diskussion.. sich zu
speziellen Themen äußem, sollte m. E. die Ausnahme sein.
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Ein sehr wichtiger Punkt ist die Vorbereitung der Teilnehmer. Bei richtiger Auswahl

sind ein notwendiger und in etwa gleichmißiger Wissenstand, entsprechendes

Problembewußtsein und lnteresse vorhanden. Den Teilnehmem ist rechtzeitig ein

detailliertes Programm der Veranstaltunpfolge zu übersenden, damit sie Gelegen'

heit haben, sich weiter zu informieren und ihre Envartungsvorstellungen zu kon-

kretisieren. Es erscheint mir auch nützlich, wenn die Teilnehmer Fragen vorab

stellen können, die dann im Zusammenhang der Tagung behandelt werden.

4 Durchführung

Eine Fortbildungsveranstaltung kann nur dann den erstrebten Erfolg haben, wenn

bei der Durchführung einige Aspekte technischer und psychologischer Art berück'

sichtigt werden.

Am Anfang der Tagung sollte stets eine Einführung in den Gesamtzusammenhang

gegeben werden. Hier müssen die Fragen beantwortet werden: weshalb diese Veran'

staltung, westralb dieser Teilnehmerkreis, westralb dieser Ort? Hieran knüpfen sich

logisch die Erwartungen, die an die Fortbildungsveranstaltung geknüpft werden.

Dabei soll auch gleich auf weitere Veranstaltungen und sonstige Vorhaben hinge-

wiesen werden. Ich meine, man muß den Teilnehmern gleich zu Anfang den Stellen-

wert der Veranstaltung verdeuflichen. Darüber hinaus ist der inhaltliche und formale

Ablauf der Veranstaltung zu skjazieren, die Lehr- und Lemziele sind im Grund-

sätzlichen darzulegen.

Die Gewichtung der Beiträgp ergibt sich aus fürer Bedeutung fiir die Praxis. Ihre

zeitliche und fachliche Folge mr$ logisch sein. Die Beziehungen zwischen den

Beiträgen sind ganz bewußt in den Tagungsablauf mit einzuplanen. So mag sich z.B.

der Tagungpablauf an dem Verfahrensablauf einer Baulandumlegung orientieren. Das

sctrließt nicht aus, daß zwischendurch Sonderprobleme behandelt werden, die sich

nicht gut in den Ablauf einfügen lassen.

Ferner ist es wichtig, in der Form zu wechseln. Das übliche Schema ,,Vortrag -
Diskussion" ist erprobt und wird immer wieder angewandt. Dabei räumt man der

Diskussion zunehmend größeren Raum ein, w?ihrend der Kurzvortrag fast die Regel

wird. Das ist zu begrißen, da so die Teilnehmer stärker mit einbezogen werden'

Allerdings mag man sich mit Recht fragpn, ob die Dislsusion in dem größeren

Kreis wirklich- so viel bringt, wie immer wieder behauptet wird. Das ist m. E.

nur dann der Fall, wenn die Diskussion ganz straff gesteuert und geführt wird. Man

darf die Diskussion nicht allein den Zufiilligkeiten der Fragestellung überlassen. Wie

häufig wird ausführlich über Nebensächlichkeiten diskutiert, während die Kemfragen

dann aus Zeitgünden auf der Strecke bleiben. Auch in der Diskussion darf man die

gesteckten Ziele nicht aus den Augen verlieren. Eine besonders effektive Form der

Fortbildung ist die Gruppenarbeit. Hier lassen sich Themen sehr intensiv und teil-

nehmeraktiv diskutieren und erarbeiten. Gerade atrch im ,,Erarbeiten" liegt der

große Vorteil; das ist im größeren Kreis karm so wirksam möglich. Mein Vorschlag

g.nt Arhin, Vorträge so kurz wie möglich zu halten, eine kurze Diskussion allgemeiner
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Fragen im Plenum anzuschließen und die Hauptaktivität in konzentrierte und straff
gefiitrte Gruppenarbeit zu verlegen. Daran anschließen sollte sich im Plenum - so-

weit notwendig - eine abschließende kurue Diskussion, in der evtl. neue Gesichts-
punkte bzw. Erkenntnise dargestellt werden, vor allem aber die Ergebnisse zu-
sammengefaßt werden. Allerdings muß angemerkt werden, daß gute Gruppenarbeit
eine intensive Vorarbeit, insbesondere auch organisatorischer Art, erfordert.
Planqpiele, Rollenspiele u. a. sind weitere Mögtichkeiten, Fortbildung zu betreiben.
Sie sind m. E. jedoch relativ aufipendig, wenn sie erfolgreich sein sollen. Für einige
Themen mögen sie geeignet sein, fiir eine breitere Anwendung sehe ich bei unseren
Aufgaben keinen Raum. Fortbildungsveranstaltungen werden durch örtliche Be-

sichtigungen und durch praktische Arbeiten belebt. Man darf dies jedoch nicht
überbewerten. Fortbildung kann die praktische Arbeit nicht enetzen. Sie soll sie

nur vorbereiten, indem sie die Grundztige darstellt und Zusammenhänge aufdeckt.
Die praktische Arbeit muß später ,yor Ort" geschehen. Wenn der Teilnehmer dazu
keine Gelegenheit hat, war seine Teilnahme an der Veranstaltung ohnehin fehlge-
plant. Verständlicherweise gibt es hier Untenchiede zwischen entwicklungs- und
anwendungsorientierter Fortbildung.
ln vielen Betrachtungen zur Fortbildung widmet man den technischen Hilfsmitteln
und Methoden einen breiten Raum, so als hinge der Erfolg einer Veranstaltung
größtenteils davon ab. Diavorführung, Tageslichtschreiber u. ä. sind nützlich und in
vielen Fällen sogar notwendig. Sie sind jedoch lediglich ergänzende llilfen, die der

Verdeutlichung dienen und auch geeignet sind, die Veranstaltung aufzulockem.
Damit mag die Aufmerlsamkeit und Aufnatrmefiihigkeit der Teilnehmer verbessert

werden. Fär viel wichtiger halte ich es, ggeigretes Arbeitsmaterial zu verteilen. Das

sollten keine ausgearbeiteten Manuskripte derVorträge sein, aberauchnichtlediglich
Gliederungsübersichten der Beiträge. Nach meinen Erfahrungen kommen stichwort-
artige, gut gegliederte Zusammenfassungen am besten an, vor allem in der Form von
graphischen Dantellungen, z. B. als Struktur- und Ablaufpläne. Damit lassen sich
Zusammenhänge sachlicher und zeitlicher Art auch optisch gut verdeuflichen.
Die siEordnung der Teilnehmer ist der Art der Fortbildung anzupassen. soweit die
Teilnehmer auf den vortragenden zentriert sind, ist die vielfach verpönte ,,Frontal-
methode" immer noch am besten. was nützt die aufgelockerte ,demokratische"
Sitzverteilung an Einzeltischen, wenn die Teilnehmer zu einer widernatürlichen
Körperhaltung beim zuhören gezwungen werden und damit ihre Aufmerksamkeit
aus biologischen Gründen vorzeitig erschlafft. Zudern fiihrt diese Sitzordnung, bei
der die Teilnehmer sich zugewandt sind, im Ptenum schnellzugroßerunruhe. Genau
anders ist es in der Gruppenarbeit oder überhaupt bei kleinem Teilnehmerkreis in
mitarbeitsintensiven Veranstaltungen. Das wird bei nahezu allen entwicklungB-
orientierten Fortbildungsveranstaltungen der Fall sein. Hier ist die Sitzordnung arn
,,runden Tisch" zu wählen. In abgpwandelter Form gilt das auch für die Diskussion
im Plenum. Hier sollten sich die Diskussionsteilnehmer ohne große Kraftakte gegen-
seitig sehön können. M. E. ist die u-förmige Sitzordnung fiir Vortrag und Diskussion
optimal.
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Die Bedeutung ausreichend bemessener Pausen ist wichtig. Sie dienen der ,§ach-
diskussion" und vor allem dem Abschalten und Erholen. Nur so kann man nach-

haltige Aufrnerksamkeit sicherstellen.

Fortbildung darf nicht ohne Rücksicht auf die Einbettung in die größeren Zusammen-

hängp gesehen und betrieben werden. Dazu gehört, daß Themen gewählt werden,

die Bedeutung für die Praxis haben, und daß Teilnehmer entsandt werden, die in der

Praxis bereits mit entsprechenden fubeiten befaßt sind oder in Zukunft damit

befaßt sein werden. So ausgewählte Teilnehmer sind in der Regel bereits genügend

motiviert zur aktiven Teilnahme. Sie bringen Problembewußtsein mit, sie möchten

den Erfahrungsaustausch, sie möchten hinzulemen. ldentifizieren sich die Teil-

nehmer mit den Zielen der Veranstaltung, dann ist die wichtigste Voraussetzung für

den echten, nachhaltigen Erfolg gegeben. Und dieser besteht doch darin, daß die

gewonnenen Erkenntnisse auf diePraxis durchschlagen und letztlich eineOptimierung

der Leistung für den Bürger erreicht wird. Diese Einsicht sollte dazu führen, nie

Teilnehmer lediglich nach dem Zufallsprinzip auszuwählen. Man darf sich nichb

vormachen, nachhaltiges Interesse kann man nicht erzwingen. Um überhaupt einen

- wenn auch kurzfristigen - Erfolg zu eraelen, mißte man der Technik der Dar-

bietung gesteigerte Bedeutung beimessen. Bei richtig motivierten Teilnehmem

bleibt diese Technik, was sie sein soll - untersttitzende Hilfe.

Jeder Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen wird das Bedürfnis haben, aktiv

mitmachen, d. h. mitreden und mitarbeiten zu mlissen. Diese aktive Tätigkeit gibt

ihm das Gefiitrl des ,,Dazugehörens", vermittelt ihm eine gewisse Befriedigung und

bewahrt ihn damit vor einer Frustration.DiesemBedürfnismußunbedingtRechnung
getragen werden. Vor allem ist es die Diskussion, die hier entsprechende Mögtich-

keiten eröffnet. Ob sie allerdings im Plenum so erfolgreich ist, habe ich bereits an

anderer Stelle bezweifelt. Auch aus den hier zu erörternden Grtinden wird m. E.

diese Diskussion nicht genügend erfolgreich sein. Es werden einfach aus Zeitgründen

viele Teilnehmer nicht zu Wort kommen können, ,,geringelwertige" Probleme

werden aus ventändlichen Gründen ent gar nicht vorgebracht, eloquente Teilnehmer

beherrschen die Szene. Vielfach werden lediglich Nebensächlichkeiten in aller

Gründlichkeit erörtert. Nach meinen Erfahrungen schafft hier die Diskussion in der

kleinen Gruppe ideale Voraussetzungen für eine zwangpfreie, ausgewogene Dis-

kussion. Da die Gruppen parallel laufen, vervielfacht sich die Redezeit. Jeder Teil-

nehmer hat die Möglichkeit, aktiv mitzumachen und auch seine Probleme ,,auf den

Tisch" zu bringen. In diesem kleinen Kreis werden leichter Verständnisfragen ge'

stellt und eigene Erfahrungen mitgeteilt. Die Beiträge stehen nicht unter dem Zwang,

,,bedeutsam" sein zu mü§sen.

Wichtig ist nach meinen Erfahrungen auch ein möglichst früher Zeitpunkt dieser

aktiven Teilnahme. Man sollte destralb keine Veranstaltung mit einer Reihe längerer

Vorträge begiffien. Das führt schnell zu frustrierten Teilnehmem. Ich habe gelegent'

lich venuchi, nach einer ganzkwen Einliihrung die Tagung mit einer Dislusion,

in die die Teilnehmer gezielt miteinbezogen wurden,zueröffnen.MeineErfahrungen
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damit sind sehr positiv. Es stellt sich schnell eine lockere, entspannte Atmosphäre
ein, die belebend auf den weiteren Tagungsverlauf wirkt. zudem hat man in dieser
frähzeitigen Diskussion die Möglichkeit, die vorgegebenen Ziele der Veranstaltung
gewissermaßen von den Teilnehmern selbst erarbeiten zu lassen. Hier kann man in
geschicl:ter Form bereits die Kernprobleme, die zu behandeln sind, ansprechen und
so die Teilnehmer interessieren.

In Fortbildungweranstaltungen sollten m. E. nie lediglish praktische Einzelflille
beziehungslos nacheinander behandelt werden. Es sind immer die Zusammenhänge,
das Übergeordnete, das Allgemeingriltige herauszuarbeiten. Damit hat die Fort-
bildung notwendigerweise mehr Nähe zur Theorie. Dem Teilnehmer sollen Hilfen
an die Hand gegeben werden, die es ihm ermöglichen, ordnung in die bunte vielfalt
der praktischen Anforderungen und Probleme zu bringen. Nun läge es nahe, vonreg
ein theoretisches Konzept zu erarbeiten und dieses in seiner abstrakten Form den
Teilnehmem zu erläutern und mit ihnen zu diskutieren. Danach erst wären die
praktischen Beispiele an diesem system zu orientieren. Nach meinen Erfahrungen
ist dieser weg bei reilnehmem, die durchweg aus der Praxis kommen und bei denen
ein starkes Bedürfnis nach praxis- und anwendunpbezogenem Lernen besteht, nicht
optimal. Die Fülle der eigenen Erfahrungen und die dabei festgestellten Probleme
erschweren vielfach den unmittelbaren Zugang zur Theorie. Besser und ergiebiger
ist der Weg, an Hand konkreter Beispiele das Allgemeingiiltige herauszuarbeiten und
das Abstrakte an den Schluß zu stellen. In dieses ,,Erarbeiten" müssen die Teilnehmer
mit einbezogen werden. Nur so lißt sich ein optimaler Erfolg erzielen. Es ist ein-
sichtig, daß dieses verfahren große Anforderungen an die Referenten stellt. sie
müssen in der Lage sein, sich in die Situation der Teilnehmer zu venetzen. Referen-
ten, denen es lediglich auf selbstdarstellung ankommt, können keinen nachhaltigen
Erfolg erzielen. Eine einseitige ,,Berieselung" führt frtiher oder später zu einer
inneren Ablehnung durch die Teilnehmer.

5 Schlußbemerkung

Ich habe venucht dazulegen, daß zu einer Fortbildungsveranstaltung ein ,,vorher"
gehört, und ich habe angedeutet, daß auch ein ,§achher" dazugehört. Die Ergeb-
nisse mtissen positiv auf die Praxis durchsctrlagen, und es ist hier zu fragen,wie der
Erfolg einer veranstaltung festzustellen ist und ob noch weitere Maßnahmen -gmz Seich welcher Art - erforderlich sind. Nattirlich ist eine Befragung der Teil-
nehmer am schluß der veranstaltung angebracht, um zu erfafuen, wie die Fort-
bildungsveranstaltung ,,angekommen" ist. Man muß sich aber darüber im klaren
sein, daß es sich bei den Antworten um subjektive, augenblicksbezogene Auße-
rungen handelt, die sich im wesentlichen auf die Durchführung der Veranstaltung
beziehen. Die Antworten mögen zwar gewisse Hinweise gebin, wie dieses oder
jenes besser zu machen ist; sie geben aber keine Gewßheit darüber, ob der letztlich
angestrebte Zweck auch wirklich erreicht ist. Hier ist nur dann etwas zu erreichen,
wenn man ,,dran" bleibt. Dies kann man sinnvollerweise nur dann, wenn die
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Teilnehmer mit entsprechenden Aufgaben in der Praxis befaßt §ind. Damit ist

wieder einmal angesprochen, wie wichtig es ist, die richtigen Teilnehmer auszu-

wählen.

So ist es denkbar, daß den Teilnehmern praxisbezogene Aufg'aben gestellt werden,

die nachträglich zu lösen sind. Damit kann eneicht werden, daß die in der Veran'

staltung behandelten Kernprobleme in der Praxis weiter vertieft werden. Erfahrung'
berichte sind nütdich, da sie die Teilnehmer auf den notwendigen Transfer der

Ergebnisse auf die Praxis verpflichten. Selbstverständlich sollte auch sein, daß noch

nach Abschluß der Veranstaltung Fragen gestellt werden können. Dieser Rück-

koppelungpeffekt ist auch für die Fortbildungsleihrng von Bedeutung. Fortbildungs-

veranstaltungen sind eine gute Gelegenheit, um Entwürfe von Richtlinien u. ä. vor'

zustellen und zu diskutieren. Es ist wichtig, daß Anregungen der Teilnehmer auch

aufgegriffen werden, damit das Gefühl der Verpflichtung auf eine ,gemeinsame
Arbeit" spürbar wird. Darüber hinaus ist es von Nutzen, wenn das gesamte Tagungp'

material nach der Tagrrng gründlich überarbeitet wird und anschließend allen Teil.

nehmem und auch den sonstigen lnteresenten zur Verfügung gestellt wird. So ist

beispielsweise das gesamte Material einer Reihe von Fortbildungsveranstaltungen

zur Bodenordnung in einer Sammelmappe allen Katastertimtem zut Verfügung

gestellt worden. In vielen Fällen wird es notwendig sein, in angemessenen zeit-

lichen Abständen ergänzende und aufbauende Veranstaltungen durchzuführen.

Fortbildung ist notwendig. Sie hat ihre Berechtigung darin, daß die kishrng fiir
den Bürger optimiert werden soll. Nur daran kann man auch den Erfolg der Fort-

bildung messen. Wir haben alles zu tun, um diesen Erfolg sicherzustellen. Erreichen

werden wir das gesteckte Ziel nur, wenn wir Voraussetzungen, Bedingungen und

Konsequenzen beachten. Dann aber ist Fortbildung ein integraler Teil unserer

Gesamtaufgabe.
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- Neue Wege zur Fortbildung und anrProblemlö§ung -
Von Vermessungpdirektor W. S e i f fe r t,

'Nieders. Landewerwaltungsamt - Landewermessung -, Hannover

I Gnrndsätzliches

Fortbildungweranstaltungen, Tagungen, Konferenzen usu'. lassen häufig die zu

erw artende Efftr;ienz vermissen.

o ,$lte Experten" dominieren, Vorschläge von ,§euen" werden zemrpft und

kritisiert
o Sensible Denker halten sich zurtick, um nicht mit ,,dummen Fragen" oder

Ideen aufzufallen

o Teilnehme t zeiry-la ausgeprägtes Konsumverhalten

. Man ist mit der erstbesten Anregung zufrieden

o Unterlagen werden frähestens bei Anreise gelesen

o Darbietungsform überfordert die Aufnahmef?ihigkeit

o Wenig Rückkopplung zu den Teilnehmern

o Wenig Kommunikation zwischen den Teilnehmem

o Mangelnde Identifikation mit den Themen.

Diese Aufzälrlung lißt sich noch fortsetzen. Es ist dalrer nicht verurunderlich, daß

manche Veranstaltung zur Resignation - ,pie da oben machen ja doch was sie

wollen" - fiihrt. Darüber sind Veranstalter wie Teilnehmer sicherlich in gleicher

Weise unzufrieden.

Das Nieders. LandewerwaltunSsamt - Abteilung Landewermessung - ist verschie-

dentlich dazu übergegangen, die bei Problemlösungen erfolgreich eingesetzten

modernen Planungsmethoden und Entscheidungstechniken auch auf Aus'und Fort-
bildungpveranstaltungen anzuwenden. Als eine sehr gute Planungsmethode zum
Lösen technischer Probleme und zum Entwickeln neuartiger Arbeitsflüsse hat sich

die GRUPPENARBEIT ennriesen. Sie stellt zugleich eine gute Lemmethode dar.

Im folgenden soll über die Erfatrrungen bei der Fortbildungpveranstaltung ,plek-
tronische Tachymetrie - Planung, Organisation, Auswertung" - berichtet wer-
den (Bild 1).

2 Vorbereitung

Diese Fortbildungsveranstaltung fand im März 1976 inHannover unter der Leitung
des Dezernates Automatisierte Datenverarbeitung - Entwicklungund Organisation -
(B 8).statt. Teilnehmer waren Beamte des höheren und des gehobenen vermessungs-
technischen Verwaltungpdienstes und vergleichbare Angestellte.
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In (l) und (2) wird zwar vor einern Teilnehmerkreis aus verschiedenen Hier-
archieebenen gewamt. Bei dieserVeranstaltung werden durchBeteiligung aller
wichtigen Wissens-, Funktions- und Verantwortungsträger, durch eine gezielte

Gruppenbesetzung (nie Vorgesetzter und Mitarbeiter in einer Gruppe) und
durch eine Sitzordnung (gute Bekannte auseinander) potentielle Gefahren-

herde einer Gruppenarbeit umgangen.

Die Gesamtteilnehmerzahl (eingeschlossen 4Moderatoren) beträgt 26.ZvGruppen'
arbeit werden Klein-Gnrppen zu je 5 bzw. 6 Teilnehmem gebildet.

Die Frage der Begrenzung der Teilnehmezalrl ist neben dem Wunsch zur

sinnvollen Gruppenarbeit auch vom Tagunpraum abh?ingig. Es sollte ein

Raum gewählt werden, in dem sich die Teilnehmer in möglichst entspannter

Atmosphäre ungestört und unbelastet von anderen dienstlichen Aufgaben
ganz a:uf das Thema konzentrieren können. Die Kleingruppen sollten im
gleichen Raum diskutieren können, ohne sich gegenseitig zu stören.

Hier wird durch Raucherlaubnis, Erfrischungsgetränke und leichte Musikunter'

malung während der Gruppenarbeit versucht, diese enbpannte Atmosphäre zu

schaffen. Der Sitzunpsaal der Abteilung Landesvermessung hat sich jedoch bei

einer Teilnehmezahl von 26 alsm klein erwiesen.

Die Teilnehmer werden rechtzeitig über Ort, Zeit und Themenkreis informiert. Sie

werden mit ihrer Einladung aufgefordert, ein Konzept zum Verfahrensablauf für
Planung, Organisation und Auswertung zu erarbeiten und mitzubringen.

Diese detaillierte Vorinformation ist in der Literatur umstritten. Zum einen
wird empfohlen, in der Einladung kein genaues Thema anzugeben, um das

freie Denkspiel nicht durch Vorüberlegungen zu blockieren. Andere Autoren
sind für ein klar abgegrenztes Thema, die Gruppenarbeit mit ihrem ,,Spiel-
trieb" sorge schon dafür, daß ,,eingefahrene Gleise" verlassen werden.

Die Tagungsunterlagen

- Zielsetzung der Veranstaltung

- Stichworte zu den Feinzielen der Gruppenarbeit

- Kurzfassungen der Vorträge

- Unterlage4 fiir übungen

werden erst bei Beginn der Veranstaltung verteilt. Sie sollen die Konzentrationsfähig-
keit während der Vorträge erhöhen, Ergänzungen gestatten und Diskussionsmaterial
für die Gruppenarbeit liefern; sie sind nur in geringem Maße zum selbststudium
geeignet.

Die Teilnehmerbefragung bei Schluß der Veranstaltung ergibt zwar teilweise
den Wunsch nach vorherigem Venand; erfahrungsgemäß werden solche de-
taillierten Unterlagen vorher überhaupt nicht, frühestens bei Anreise gelesen.
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\\ächtig ist auch die Auswahl der MODERATOREN. Sie sollen Erfatrrungen mit
Gruppenarbeitstechniken haben, vom Problem nicht betroffen und vom Ergebnis

unabhängig sein. Zu ihren wichtigsten Aufgaben zählen:

o Veranstaltung vorbereiten

o Spielregeln bekanntgeben und kontrollieren

o Konflikte innerhaib der Gruppe bewußt machen und auf
Sachebene zurückführen

o Kreativität der Gruppe fördern

o Motivieren, ohne selbst Mittelpunkt zu sein

o Entscheidungsituation schaffen

o Ergebnisse und Konsequenzen festhalten

. Fragen stellen, statt Antworten oder lösungen zu geben.

3 Durchführung

Zu Beginn werden die Zielsetzung der Fortbildungpveranstaltung erläutert und die

Spielregeln der Gruppenarbeit bekanfltgegeben (Bild 2).

SPIELREGELN DER GRTJPPENARBEIT

o Alle Teilnehmer sind g[eichwertig und gleichberechtigt

o Wechselnde Rollen - Diskussionsleiter
- Präsentator
- Diskussionsredner

o Gegenseitige Aufmerksamkeit,
Zuhören ist genauso wichtig wie Reden

o Keine Rednerliste, kein Aufzeigen,
Spontane Entgegnungen zulassen

o Meinungen ständig herausfordern und äußern

Schweigen bedeutet nicht Zustimmung

o Entscheidungen durch Konsens, nicht durch Abstimmung

o Entscheidungen, Diskussions- und Arbeitsergebnisse laufend festhalten und

visu ali sie ren (Wan dtafel, Flipchil ß, Ove rhe ad -Proj ekti onen)

o Einhatten der Spielregeln ständig beobachten.

Bild 2
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Ein wertvolles Mittel, die Kommunikation zwischen den Teilnehmem schnell in
Gang zu bringen, ist das gegenseitige Vontellen mit einer Selbsteinschätzung der

Erfahrungen zum Themenkreis (Bild 3).

Danach werden Erfahrungsberichte zum Einsatz mit RegElta 14 und SM I I in Referat
und Korreferat als Vorbereitung zur ersten Gruppenarbeit vorgetragen. Es folgt der

Wechsel von Plenums- und Kleingruppenarbeit.

Für die Gruppenarbeit steht grundsätzlich 1 Stunde zur Verfügung, nur beim
enten Mal wird diese Zeit verlängert, um den Beginn gruppendynamischer

Prozesse etwas zu erleichtem. Das Bedürfnis nach schnellen, konkreten Lei-
stungen ist in den Kleingruppen anfang;s sehr groß, darunter leidet jedoch das

Abstraktionsvermögen. Die Teilnehmer verlieren sich häufig in Einzelpro-
blemen. Die ständige Erweiterung der Komplexität des Problemsführt ruZeit-
druc,k, zu Streßsituationen. Die Teilnehmer haben das Gefiihl, dieganzeZeit
nur ,,palavert" zu haben. Die Moderatorenmi.issenPausenregelrechtverlangen.

Die Rollenverteilung funktioniert nach Eingriff der Moderatoren. Das Plenum
reag1ert auf die Präsentationen der Gruppenergebnisse sehr lebhaft durch
wichtige Ergänzungen und alternative Vorsclrläge. Die Diskussion wird während
der Mittagspause von einzelnen Teilnehmerguppen fortgesetzt.

Es folgen Erfahrungsberichte über den Einsatz SM ll-HP 65 und RegElta l4.Eltac
sowie Demonstrationen im FeldeinsaE,. Die Stimmungsabfrage am Sclrluß des

1. Tages zeigt, daß das Unbehagen vom Beginn gewichen ist.

Der 2. Tag beginnt mit 6 Kunberichten von je 15 Min. Dauer über Sonderanwen-

dungen mit verschiedenen Gerätekonfigrrationen (Bild 4). Die Gruppenarbeit vom
Vortag wird mit vertauschten Rollen wiederholt.

Die Gruppenarbeit wird noch engagierter; ,,eingefahrene Gleise" werden ver-

lassen, es werden ,4eue Wege" gesucht. Die Ergebnisse des Vortages werden
geordnet, abstrahiert und ergänzt. Am Nachmittag folgt mit der ,,Systematik
der Schlüsselzahlen" eine schwer verdauliche Kost, Experten dominieren. Die

Gruppenarbeit wird zur Übung umfunktioniert.

Am 3..Tag schaffen die Vorträge (Bild 5)

o Konzeption des neuen Tachyrneterauswerteprogramms

o Möglichkeiten des neuen Programrnsystems

. Weiterverarbeitung im Rahmen von komplexen Auswertungen

o Übersicht über Software-Entwicklung

neuen Gesprächsstoff für die Formulierung der Anwenderwünsche in der folgenden

Gruppenarbeit. Der Wunschkatalog wird recht groß, da die Teilnehmer aussctrließlich

als Fordemde auftreten können. Eigeninteressen werden deutlich, das gemeinsame

Ziel *tzt sich jedoch im Plenum durch. Nebenthemen müssen ausZeitgrttundenunter-

drückt werden. Das Engagement am Problem wird deutlich, die Teilnehmer sind
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spontan bereit, abgrenzb are Aufgaben zur Realisierung des Problems zu übernehmen.
Es wird beschlossen, die Gruppenergebnisse in einem Benutzerhandbuch für den

Einsatz elektronischer Tachymeter festzuhalten. Es bildet sich ein Redaktionsstab,
Thernen werden abgesprodren.

Neben einer Schlußdiskusion wird eine Meinungsumfrage als Fragebogen-Aktion
mit Bewertungsschema, so wie in (7) beschrieben durchgeführt. Die neue Form der
Fortbildung wird durchweg positiv beurteilt.

4 Ergebnisse und Konsequenzen

Die spnrnghafte Entwicklung der Technologie in allen uns berührenden Bereichen

zwingt uns zum Überdenken unserer Organisationen und Arbeitsabläufe. Die

Gruppenarbeit hat sich als grrte Planungs- und l*rnmethode erwiesen. Da sie eine

hohe Enwartung produziert, ist sie besonders dann geeigret, wem an den aufge-

zeiglnnProblemlösungen weitergearbeitet werden kann.

Es istzu empfehlen,den mit dieserFortbildungsveranstalhrngbegonnenenErfahrungs-

austausch fortzusetzen und die Ergebnisse sowie die Konsequenzen nach einem Jalu
vorzustellen und emeut zu diskutieren. Auch andere Klausurtagungen zur Problem-

lösung wichtiger und komplexer Themen der Nieders. Vermessungp- und Kataster-

venraltung, z. B. die Themenkreise ,,Aus- und Fortbildung - noch zeitgemäß?",

,,Ausbildung der Ausbilder", ,,Ablauforganisation im Katasteramt bei Einsatz der

ADV', ,"Automatisiertes Liegenschaftsbuch - Benutzung intem und extern -",
,,Liegenschaftskarte - heute und morgen" usw. sind denkbar.

Die Gruppenarbeit bietet dabei die folgenden Vorteile

. Steigert die Effizienz von Fortbildungpveranstaltungen und Konferenzen

o Steigprt das Selbstbewußtsein der Teilnehmer, die erkennen, wieviele ldeen sie

haben

. Teilnehmer entwickeln auch später bei anderen Problemlösungen kreativeres
Verhalten

. Vorurteile werden abgebaut

o Rollen werden erprobt

o Sozialempfinden und Sozialwahrnehmung werden verfeinert

. Erleben von Streßsituationen und eigener Belastungsgrenzen

. Bereitschaft zum Risiko des Sich-Exponierens wird geschaffen

. Kooperations- und Kommunikationsf?ihigkeiten werden geschult.

Diese aufgelockerte Aktiv-Form der Fortbildung wird zur Nachahmung empfohlen.
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Zur Begriffsbestimmung bei Computern

Von Vermessungsassessor Dipl.Jng. H. K u b itz ,
Nieders. Landesverwaltungsamt - Landewermessung -, Hannover

I Allgemeines

Jeder kennt heute elektronische Taschenrechner und kann sie mit einem Leistungs-
umfang enrerben, der vor nur wenigen Jahren noch mit dem vielfachen des heutigen
Preises bezahlt werden mußte.

Wie kam es zu dieser Entwicklung?

Durch Wissenschaft und Technik werden immer modernere Technologien entwickelt
und billigere Produktionen im elektronischen Bereich ermöglicht. Dadurch kann der
computer in zunehmendem Maße in allen möglichen Bereichen eingesetzt werden.

Die nieders. Vermessungs- und Katasterverwaltung arbeitet bereits heute direkt und
indirekt mit den verschiedensten Typen von Computern. Im Außendienst werden
die Absteckungsmaße mit Taschenrechnem ermittelt; im Innendienst werden die
Ergebnisse der Fortfütuungsvermessungen mit Tischrechnem und Anlagen der
Mitfleren Datentechnik (MDT) direkt verarbeitet. Die Groß-ADV gestattet neben
der Koordinaten- und Flächenberechnung auch die Verwaltung dieser Daten und
die automatische Zeichnung in einem integrierten Datenfluß.

Durch den Einsatz von computem können die traditionellen Aufgaben sicherer,
umfassender und schneller gelöst werden. Ihr effektiver Einsatz verlangt ein über-
denken der bisherigen Arbeitsabläufe und die Entwicklung neuer Lösungswege.

Doch je zahlreicher das Computerangebot wird, desto unklarer und problematischer
werden auf diesem Gebiet die Bezeichnungen und Abgrenzungen untereinander. Die
Terminologie einzelner Typengruppen für Anlagen im technischen Bereich und erst
recht im kommerziellen ist vielfiiltig. Folgende nicht vollständige Blütenlese im
deutschen sprachraum - hier speziell fiir MDT-Anlagen - soll das Begriffsproblem
aufzeigen. ,,Bürocomputer, Abrechnungscomputer, mitflere ADV-Anlagen, schlüsel-
fertiges computersystem, universalcomputer der MDT, stand-Alonesystem,
system{omputer, Kompaltrechner, Minicomputer, Kleincomputer, Mehrzweck-
@mputer."

werbefachleute finden mit diesen Bezeichnungen ständig neue Mög[ichkeiten, sich
den Käufern mit ihren Produkten bestens anzupreisen. Dabei wird aber m. E. nur
Verwirrung gestiftet und somit die Marktübersicht enchwert.

Manche Lexika versuchen zu gliedem in Rechenmaschinen (mechanische und elek-
tronische Rechenhilfsmittel), Mittlere Datentechnik, Minicomputer und Groß-
rechner. Eine Klassifizierung sämtlicher Rechner untereinander mifscharfen Grenzen
ist in allen Bereichen nicht zu eneichen, da die Grenzen oft fließend sind.
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Im technischen Anwendungsbereich lassen sich die Rechnertypen gliedern in:

- Taschenrechner,

- Tischrechner,

- MDT-Anlagen,

- Minicomputer und

- Großcomputer.

Im folgenden werden die wesentlichen Untenchiede aufgezeigt.

Diese Einordnung soll weniger nach Hardware als vielmehr nach EinsaEmöglich-

keiten und kistungsvermögen erfolgen. Die dem ADV§pezialisten eigene Fach-

sprache soll zum beseren Verständnis etwas hintenanstehen.

2 Taschenrechner

Was soll unter einem elektronischen Taschenrechner (oft auch Kleinst- oder Pocket-

Rechner genannt) verstanden werden?

- Er ist ,,klein und leicht", kann in die Tasche gesteckt und zur Benutzung in der

Hand gehalten werden;

- dient zur sofortigen Berechnung einfacherer Aufgaben;

- kann mit Batterien, Akkus und auch über ein Netzgerät betrieben werden;

- besitzt eine einzeilige Anzeige (Display);

- fiihrt mindestens alle vier Grundrechnungsarten aus bis hin zu trigonom. Funk-
tionen und Entscheidungsoperationen;

- kann mit mehreren Datenspeichem versehen sein;

- rechnet mit mind. 8 Stellen in Fest- und Gleitpunktarithmetik und

- kann oft schon programmiert werden.

Bei den progammierbaren Taschenrechnern kann noch in solche aufgegliedert

werden,

- bei denen ein Programm aus dem Programmspeicher nach völligem Abschalten

gelöscht ist und durch Eintasten neu eingegeben werden muß und

- bei denen ein Progamm von einer Magretkarte erneut eingelesen werden kann.

Eine solche Karte kann ebenfalls als Datenspeicher dienen.

Ein kleiner Drucker ist auch schon anschließbar.

lYenige Unternehmen in der Welt fertigen die Microware, die eigentlichen Rechen-

einheiten. Diese werden von ca. 50 Firmen gekauft, mit Stromversorgung, Display,

Tastatur und Gehäuse versehen und vermarktet.

Der sich schnell verändemde Markt bietet je nach Funktionsumfang Taschen-

rcchner zw. I 0 DM und 2 3OO DM an. Die Garantiezeit beträgt in der Regel ein halbes

Jahr.
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Einsatzort : universell.

Beispiele: Rechner von Texas Instruments, Sanyo, Comrnodore, Aristo, Hewlett-
Packard (bis hin zur HP 67) v a.

3 Tirschrechner

Diese Computer sind i. a. ausgestattet mit

- einem eingebauten Drucl«rerk;

- einem längeren Display;

- vielen Sonderfunktionstasten (Key's);

- einer Recheneinheit für 12 Stellen, Genauigkeit in der Mantisse;

- mehreren Operations-, Speicher- und Programmschrittregistem;

- einem oft nicht erweiterbaren Speicher;

- einem 220-V-Netz-Anschluß und

- Anschlußmöglichkeiten für etwas Peripherie, z. B. für Magnetbandkassetten,
Lochstreifen, Magrretkarten u. ä.

Ihr Einsatzgebiet liegt dort, wo komplexere und umfangreichere Probleme sofort
gplöst werden sollen.

Die Preise bewegen sich in dieser Gruppe ohne Peripherie bis zu 20 000 DM.

Einsatzort: in geschlosenen Räumen (einfacher Transport ist möglich, oft schon in
Aktentaschen)

Beispiele: HP 9815; Olivetti Y203,P652; Wang 700, PLS; Compucorp Serien 300
und 400, Diehl alphatronic, Sharp-Anlagen u. a.

4 Anlagen der Mittleren Datentechnik (MDt)

Diese MDT-Anlagen (oft durch ihre Henteller mit der Bezeichnung,,l\{inicomputer"
wortmäßig aufgewertet) lassen sich so charakterisieren:

- an ihnen ist umfangreiche Peripherie oft venchiedener Hersteller anschließbar
wie Pl otter, ügt:ner,Schreibwerk, Massenqpeicher, Bildschirm u. ä. ;

- sie sind in der Regel problemorientiert programmierbar in den Sprachen APL
und verschiedensten Stufen von BASIC;

- bieten oft Ganzworttastatur;

- sind fiihig zur Datenfernverarbeitung und können als vorrechner zur Enflastung
einer Anlage der Groß-EDV dienen;

- sind in dem für den Benutzer freien speicher stufenweise von 4 bis 32 KB (RAM)
ausriistb ar in Halbleitertechnik (meist MOS) ;

- erlauben alphanumerische Operationen;
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- kontollieren jede Programmzeile vor der Abspeicherung auf formale Fehler
(interaktive Programmierung) ;

- ermöglichen lnterrupts (Unterbrechung des laufenden Programms für eine

Zwischendurchberechnung) und

- Programmablaufverfolgung (Trace);

- bieten zatrlreiche Fehlermeldungen und

- begrrügen sich mit einem Ventilator zur Wärmeabfuhr.

Sie lösen umfan$eiche Probleme und verwalten größere Datenmengen. Nach kurzer
Einweisung kann jeder Techniker mit den Anlagen arbeiten.

Sie kosten in der Grundausstattung ab ca.20 000 DM.

Einsatzort : in einem besonderen, für die se Geräte vorgesehenen Platz im Arb eitsraum.

Beispiele: Y,lang22OO, Olivetti P6060,ID 9825,Tektronix 4051 u. a.

5 Minicomputer

Diese Anlagen sind für generell alle Zwecke nutzbare und an der Groß-EDV gemessen

kostengtinstige Computer.

- Sie arbeiten mit der Peripherie der Groß-ADVund der MDT-Anlagen

- noch in unklimatisierten Räumen,

- mit einer schnellen Übertragungsleitung (,,BUS") für tlbermittlung der Adressen,

Daten und Kontrollen,

- mit einem l6-Bit-Wort,

- mit Bit-Manipulationen,

- wahlweise mit Paritätsprüfungen (parity-bit) und Speicherschutz,

- wahlweise mit Kern- oder Halbleiterspeicher,

- mit einer lGrpazitAt von 4 bis 124 Kiloworte,

- unter verschiedenen Betriebssystemen,

- mit mehreren Benutzern einer Anlage zur selben Zeit (time-sharing),

- mit hoher Rechengeschwindigkeit,

- meist als Prozeßrechner und als Baustein in einer mehrgliederigen Konfiguration.

- In Computernetzwerken bilden sie wichtige Komponenten.

- Zu;r Programmierung sind umfassende ADV'Kenntnise nötig.

- Die Minis werden im closed-shop-Betrieb ,,gefahren" (besonderes Bedienungs-

personal).

- Die Minicomputer-Familien sind untereinander voll kompatibel.
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Die ca. 60 Hersteller beschränken sich auf den Verkauf von Hardware auf dem
OEM-Markt und auf Training für ihre Anlagen. Sie entellen nur auf besonderen
Wunsch Software.

Das Wachstum in dieser Branche wird auch in den nächsten Jahren noch enorm sein.

Einsatzfunktion: ca. 30 Vo der Anlagen arbeiten als Stand-Alone-Systeme und
70 Vo als Satellit

Anwendungsbereich: Wissenschaft, Prozeßdatenverarbeitung (industrielle Auto
mationskontrolle), Datenkommunikation u. a.

Preise: ab 40 000 DM bis 500 000 DM je nach Ausstattung

Beispiele: Digital Equipment: PDP-1l, Data General: Super Nova,
Hewlettfackard: HP-2l16,IBM: S/32 u. a.

6 Großcomputer

Die Computer der Groß-ADV können im Prinzip alles in bezug auf Peripheriegeräte,
Datenfernübertragung, Datenbanksystem, Programmienprachen, Betriebsqysteme,
Rechnemetzwerke usw. Sie arbeiten nur in klimatisierten Räumen und kosten
20 000 DM monaflich Miete und mehr. Ein Ankauf dieser Anlagen war bisher nicht
üblich.

Eine ausfiihrliche Beschreibung dieser Anlagen erübrigt sich m. M. nach in diesem

Rahmen.

Einsatzgebiet: Verwaltung umfangreicher Datenmengen und Bearbeitung kompli-

Beispiele:

ziefier und komplexer Probleme.

Siemens-Anlagen der Serien 4004, 7000; IBM-Anlagen 360, 370;
Telefunken T 440, Sperry Univac, Honeywell, Burroughs u. a.

Baustein ,rMicro"
Ein Baustein fiir Rechner ist der ,,Micro{omputer". Amerikanischer Hersteller erfanden
diesen Namen im Jahre 197 L. In diesen weniger als einen Kubikzentimeter großen
Bau§teinen @reis zwischen 140 bis 800 DM) ist die gesamte Zenfialeinheit in Halbleiter-
technik untergebracht. Die Elektronik-Industrie vermag programmierbare Micro{omputer
mit festverdrahteter Logikschaltung ausBauelemente niedrigenlntegrationsgrades, d.h. mit
weniger Transistoren, herzustellen. Die Micro{omputer werden meist als Prozeßrechner
eingesetzt. Sie erfassen und erfragen analoge und digitale Meßdaten, verarbeiten diese
und können Steuenrngsinformationen fiir Motoren, Regler u. ä. liefern. Je nach Bedürfnis
der Anwender werden diese sogenannten ,§hips" aus einer weiten Angebotspalette aus-
gewählt oder besonders gefertigt und eingebaut.
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AT{HANG

Zum beseten Ventändnis werden hier einige ausgewählte Abktinungen und Be-

griffe aus der ADV erläutert:

ADV Automatische Datenverarbeitung

APL A Programming Language - (problemorientierte Programmier'

sprache)

ASSEMBLER 1. maschinenorientierteProgrammienprache
2. Übenetzer fiir Maschinenanweisungen, Programmumsetzer

BA§IC Beginner's All-purpo§e symbolic Instruction code - (leicht erlem-

bare problemorientierte Programmiersprache)

BLIS Strang von der Peripherie zur Steuereinheit

Compiler Programmumsetzer für die Maschinensprache

CPU Central Processing Unit = Zentraleinheit

CRT Cathod Ray Tube = Kathodenstrahlröhre, Bildschirm

DFÜ Datenfernübertragung

DFV Datenfemverarbeitung

DIGITIZER Gerät zur UmseEung analogpr Daten in digitale

DOS Disk Operating System = Platten-orientiertes Betriebsystem

DÜ(E) Datenübertragungs(einrichtung)

ECMA European Computer Manufactures Association - Vereinigung

europäischer Computer-Hersteller

EDV Elektronische Datenverarbeitung

FORTRAN formulaTranslation - (wissenschaffl.-techn.problemorientierte

Programmsprache)

Hardware hier: elektron. Rechner und dessen Bauteile

Interface elektrische Verbindungsstelle

Interpreter Maschinenspezifisches tlbersetanngs' und Ausfiitrungsprogramm

für problemorientierte Programmsprachen

MDT Mittlere Datentechnik

MODEM Modulator-Demodulator - DÜE zum Übertragen und Empfangen

bei der DFÜ

MO§ Metal0xyd§emiconductor - Konstruktionsart der Halbleiter'

Schaltlogik
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OEM Original Equipment Manufactures - Fabrikato im Zulieferur4g
bereich

PDP Programming Data Procesor - Prozcßrcchner der Firma DEC

RAM Random Aces Memory - Speicher für wahlfrsien ?ilptr
ROM Read0nly{llemory - Festwerbpeichsr

Softrvorc Betriebsystem undProgramm.e

Stlck Registenatz zur laüurg einor Konstantcnliste

TIY Teletype - Ein- und Aurgaboschreibwerk
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[Jmlegungen nach dem Bundesbaugesetz

- Studie über Umlegungstellen und ihre optimale Organisationsform -
Die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwdtungen der Uinder der Bundes

republik Deutschland (AdV) hat auf ihrer 57. Tagung vom 4. bis 6. November 1975
in Bad Nauheim das Gutachten unter dem c. g. Titel beschlossen.

Nach dem Beschluß der AdV soll das Gutachten den mit der Novellierung des

Bundesbaugesetzes befaßten Bundestagsausschüssen und obersten Bundesbehörden,

Cen für Fragen der Bodenordnung zuständigen obersten Landesbehörden sowie den

lcqnmunalen Spitzenorganisationen übenandt werden. Außerdem soll es allen Ver'
messunpstellen ztrgänglich gemacht werden.

Die Veröffenflichung in diesem Nachrichtenblatt soll der beschlosenen Publikation
dienen.

Das Gutachten legt dar, wie bei entsprechender Einschaltung der Vermesungs'
cder Katbtentellen die Umlegungen zügig und odektiv zum Vorteil der Beteiligten

Curchgefiilut werden können. Daneben werden zweckmißige Verfahrensweisen für

den Fall vorgeschlagen, daß die Gemeinden im Rahmen der gesetzlichen Ermächti-
gungen die Befugrise zur Umlegung auf geeigrete Behörden übertragen, undeswird
herausgestellt, welche Behörden für eine solche tlbertragung in Betracht kommen.

Inhait

Vorbemerkung

Durchflihrung der i.Jmlegung Curch Cie Gemeinde

3 Durchfütrrung Cer Umlegung Curch Cen Umlegungsausschuß

3.1. Allgbmeines

3 .2 R echtsstellung des Umlegungsausschusses

3.3 Zusammensetzung Ces Umlegungsausschusses

3.3.1 Mitglieder Ces Umlegungsausschusses

3 .3 .2 Vcrsitzender Ces Umiegungsausschusses

3.4 Geschäftsstellen

Durchftihrung von Umlegungen Curch andere geeignete Behörden

Nachprüfung cer, Verwaltrnngsakte durch Vorverfahren

Zusammenfassung
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I Vorbemerkung

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Gesetzgebung für städtebauliche Boden-

ordnungsmaßnahmen weiterentwickelt, um insbesondere den Wiederaufbau zu

fördem. Hierzu wurden in den Bundesländem gesetdiche Grundlagen für das Bau-

und Bodenrecht (Aufbaugesetze) erarbeitet. Aus derUneinheitlichkeitdieserGesetz-
gebung heraus führte schließlich das Bundesbaugesetz (BBauG) vom 23. 6. 1960
zu einer bundeseinheitlichen, die Rechtszenplitterung beseitigenden, gesetzlichen

Ituregelung.

Nach § 46 Abs. I BBauG ist die Umlegung eine Angelegenheit der kommunalen
Selbstverwalhrng, wie sie den Gemeinden im Grundgesetz (Art.28 Abs. 2 GG)
garantiert ist. Für die Anordnung der Umlegung ist wegen der weitreichenden
kommunalpolitischen und finarziellen Auswirkungen in jedem Fall die Gemeinde
zuständig. Die Durchführung der Urnlegung kann dagegen auch übertragen werden

- auf einen von der Gemeinde gebildeten Umlegungsausschuß (aufgrund von
Rechtsverordnungen der Landesregierungen - § 46 Abs. 2 BBauG) oder

- auf Antrag der Gemeinde auf die Flurbereinigungsbehörde (unter den besonderen
Voraussetzungen des § 66 Abs.4 StBauFG).

Der Bundesgesetzgeber beabsichtigt 2.2., dasBurtdesbaugeseE zu novellieren. Dabei
soll der Vierte Teil weitgehend unverändert beibehalten und später ent überarbeitet
werden. Bedeutsam ist jedoch augenblicklich vor allem die Neuregelung in § 46
Abs. 4 des Entwurß. Danach soll den Gemeinden auch die Übertragung der Umle.
gungsbefupise auf geeigrcte Behörden ermögficht werden.

Die folgende Studie soll aufzeigen, wie bei entsprechender Einschaltung der Ver-
messungs- oder Katasterdienststellen die Umlegungen zägg und odektiv zum Vor-
teil der Beteiligten durchgeführt werden können. Daneben werden zweckmäßige
Verfahrensrreisen für den Fall vorgeschlagen, daß Gemeinden im Rahmen dergesetz-
lichen Ermächtigung die Befugnise zur Umlegung auf geeignete Behörden übertragen.
lnsbesondere wird herausgestellt, welche Behörden hierzu ausschließlich in Betracht
kommen.

2 Durchführung der Umlegung durch die Gemeinde

Die Umlegung ist ein gesetzliches Grundstückstauschverfahren, durch welches Grund-
stticke so gestaltet werden, daß sie entsprechend den Festsetzungen des Bebau-

unpplanes genutzt werden können. Zudem können bestehende Rechte aufgehoben

und geändert sowie neue Rechte begründet werden.

Daraus ergibt sich, daß in der Umlegung eine Vielzahl von planungs-, bauordnung ,

liegenschafts- und entschädigungrechtlichen Fragen zu berüc*sichtigen sind. Außer.
dem wird eine zügige Durchführung der Umlegung in erheblichem Maße von der

Qualität der bewertungstechnischen Arbeiten und der rationellen Erledigung der

urnfangreichen vermessungstechnischen Maßnatrmen bestimmt.
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In den Uindem der Bundesrepublik, in denen die Durchführung der Umlegung nicht

auf Umlegunpausschüsse übertragen werden kann, müssen die Gemeinden über ent-

sprechendes Fachpenonal verfiigen, das in der Lage ist, die ansonsten den Umlegungs-

ausschüssen vorbehaltenen umfangreichen planungs- und liegenschaftsrechflichen

sowie bewertunp- und vermessungstechnischen Entscheidungen selbständig und
niggzv treffen.

Die Gemeinden können für dieVorbereitung der Entscheidungen imVerfahrensablauf

und für die technischen Arbeiten der Umlegung eigene Geschäftsstellen (siehe hieruu

Nr. 3 4) einrichten. Nach den bistrerigen Erfahrungen können aber die dafür erforder-

lichen penonellen und organisatorischen Voraussetzungen nur bei solchen größeren

Gemeinden und Städten erfüllt werden, die über ein entsprechend eingerichtetes

Vermeszungsamt verfügen.

Die Vergabe von technischen fubeiten der Umlegung an andere Stellenkommt nur in

Betracht, wenn diese die notwendige fachliche Qualifikation besitzen. Außerdem ist

füg einen rationellen Verfahrensablauf sicherzustellen, daß der Grundstücksbestand

mit den dazugehörigen Rechtsverhältnissen in den Arbeibunterlagen ohne z$titz-
lichen Zeit- und Verwaltungpaufwand stets entsprechend dem Inhalt der öffenflichen

Bücher aktuell gehalten wird.

3 Durdrftihrung der Umlegung durch den Umlegungsausschuß

3.1 Allgemeines
De Umlegung ist eine Bodenordnungsmaßnalrme, in deren Verlauf schwerwiegende

Eingiffe in das Eigentum der Beteiligten nicht auszuschließen sind. Dabei stimmen

die lnteressen der Gemeinde und der übrigen Beteiligten vielfach nicht überein.

Unter diesen Umständen ist von auschlaggpbender Bedeutung, daß die Umlegung

interessenneutral durchgeführt wird. Daher hat es sich als zweckm?ßig erwiesen,

Umlegungsausschüsse einzurichten und die tösung der umfangreichen rechflichen

und sachlichen Probleme der Urrlegung nicht allein den Gemeinden zu überlassen.

3.2 Rechtsstellung des Umlegungsausschusses
Dr Umlegungsausschuß ist ein unabhängiges Organ der Gemeinde und mit selbstän-

digen Enßcheidunpbefugnissen für die Durchfütrrung der Umlegung ausgestattet.
Er darf daher nicht an Weisungen der Gemeindevertretung oder -verwaltung gebunden

werden. Vielmehr ist sicherzustellen, daß er aufgrund seiner Sachkenntnis und der
nach seiner aus den gesamten Verhandlungen und Ermittlungen heraus gewonnenen
Überzeugung unter Rücksichtnahme auf das Gemeinwohl frei entscheiden kann.

Dr Umlegungsausschuß hat somit eigenverantwortlich eine Selbstverwaltungsauf-
gabe der Gemeinde zu erfüllen, die aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen aus

dem Aufgabenbereich der Gemeindevertretung herausgenommen ist. Er ist mithin
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eine Einrichtung besonderer Art und kann mit den Gemeindeausschlissen im §inne
des Kommunalrechts nicht verglichen werden. Die gemeindlichen Belange werden
jedoch durch die Mitgliedschaft von Gemeindevertretem beräcksichtigt.

Im einzelnen ergeben sich die Zuständigkeiten und Befugrrisse der Umlegungsaus-

schüsse aus den Rechtsverordnungen der Länder gemäß § 46 Abs. 2 BBauG.

33 Zusammensetzung des Umlegungsausschusses

3.3. 1 Mitglieder des Umlegungsauschusses

Die Vielzalrl der zu berücksichtigenden Belange und die verschiedenen Probleme
lassen es geboten erscheinen, den Umlegungsausschuß aus fünf Mitgliedem - einem
Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedefi - at bilden.

Die Urnlegung beinhaltet umfangreiche vermessungstechnische und liegenschafts-
rechfliche Aufgaben, so daß ein Mitg[ied dem höheren vermeszungstechnischen

Verwaltungsdienst angehören muß.

Wegen der allgemeinen Rechts- und VerfahrensfragBn, die bei einer Unrlegung zu
lösen sind, muß ein Mitglied des Umlegungsausschusses die Befiihigung zum höheren
Verwaltungsdienst oder Richteramt besitzen.

Ein wesentlicher Bestandteil jeder Umlegung ist die Ermittlung von Grundstticks-
werten. Daher muß ein Mitglied in diesem fubeitsbereich erfahren sein.

Weil die Umlegung eine Angelegenheit der Gemeinde ist (§ 46 Abs. I BBauG) und
gemeindliche Interessen zu wahren sind, müssen zwei Mitglieder des Umlegungsaus-

schusses der Gemeindevertretung angehören.

Im Hinblick auf die interessenneutrale Durchführung der Umlegung sollte bestimmt
werden, daß wenigstens zwei Mitglieder des Umlegungsausschusses nicht der Ver-
tretung oder Verwaltung der Gemeinde angehören dürfen, bei der der Umlegunp-
ausschuß eingerichtet ist.

Femer darf nicht zwingend vorgeschrieben werden, daß alle Mitglieder des Umlegungs-

ausschuses Bürger der betreffenden Gemeinde sein müssen.

Dies ist vor allem mit Rticksicht auf die sich anbietende und zweckmißige Mitglied-
schaft des Vermeszunpfachmannes in weiteren Umlegungsausschüssen wichtig.

Die daraus restrltierenden Vorteile werden nachfolgend noch im einzelnen aufgezeigt.

3.3.2 Vonitzender des Umlegungsausschusses

Die Qualifikation für den Vorsitz im Umlegungsausschuß erfiillen sowohl die Mit-
glieder mit der Befiihigung zum höheren Verwaltungsdienst oder Richteramt als

auch zum höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst.

Im Hinblick auf eine enge Zusammenarbeit mit allen an einer Umlegung beteiligten

Stellen sollte jedoch aus folgenden Griturden nur der Vermessungsfachmann als

Vonitzender in Betracht kornmen.

246



Bei den Urnlegungen sind in größerem Umfang vermessung;stechnische, liegenschafts-
rechfliche und bewertungstechnische Fragen zu lösen. Diese mtissen von dem Aus-
schußvorsitzenden überblickt und aufgrund seiner Kenntnisse aktiv mitentschieden
werden. Hierzu ist neben der Erfatrung auch eine entsprechende Berufsausbildung
unerlißlich. Gerade das Mitglied des Umlegungsausschusses, das dem höheren ver-
messungstechnischen Verwaltungsdienst angehört, ist nicht nur in fachbezogenen,
sondern auch in Verwaltungsfragen erfahren. lnsbesondere besitzt es infolge seiner
Vorbildung und seiner dienstlichen Erfahrungen die erforderlichen Kentnisse auf
dem Gebiet der Bodenordnung und der Grundsttickswertermittlung.

Darüber.hinaus ist eine reibungslose Zusammenarbeit zwischen Umlegunpauschuß
und Gescfuiftstelle wichtig. Diese ist dann optimal, wenn der Vorsitzende des Aus-
schuses entweder Leiter oder Angehöriger der Vermessunp- oder Katasterdienst-
stelle ist und bei dieser die Geschäftsstelle eingerichtet ist (siehe hierzu auch Nr. 3 .4).
Der Vorsitzende kann dann unmittelbar auf die Erledigung der vermessungs- oder
bewertunptechnischen Fragen beschleunigend einwirken. Die Vorbereitungen der
Ausschußsitzungen, in die auch die Vontellungen des Vorsitzenden einfließen
müssen, können so wesentlich effektiver gestaltet werden.

Datrer sollte bestimmt werden, daß das zum Vorsitzenden zu emennende Mitglied
der LBiter der zuständigen Vermeszungs- oder Katasterdienststelle oder ein anderer
Beamter des höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes dieser Dienst-
stelle sein muß. Durch diese Vorschrift soll vermieden werden, daß die arbeitstech-
nischen und organisatorischen Vorteile einer Koppelung von Vonitz des Umlegungs-
ausschusses und Leitung der Gesch?iftsstelle bei der Vermessungs- oder Kataster-
dienststelle verlorengehen.

Hiervon kann - um auch den Anschein einer Interessenkollision zu vermeiden -
jedoch abgewichen werden, wenn die Vermessungs- oder Katasterdienststelle ein Teil
der kommunalen Verwaltung ist, in deren Zuständigfteitsbereich der Umlegungsaus-
schuß arbeitet. In diesen Fällen kilme als Vorsitzender des Umlegungpausschusses
ein anderer zum höheren vermeszungstechnischen Verwaltungsdienst Befiihigter in
Betracht.

Die Pra:ris hat bistrer bestiltigt, daß die als Vorsitzende tätigen vermessungsbeamten
durchweg als Sachwalter der lnteressen aller am umlegungwerfahren Beteiligten
anerkannt werden. Diese unabhänggkeit wird auch durch die Rechtsstellung des
Ausschusses gew?ihrleistet.

3.4 Geschäftsstellen
Die Funktionsfühigkeit des umlegungsausschusses wird in besonderem Maße durch
die Notwendigkeit, Personal und unterlagen anderer Dienststellen in Anspruch
nehmen zu müssen, beeinflußt. Die Einrichtung der Gescfuiftsstelle bei der Gemeinde
hat sich aus personellen und organisatorischen Grifurden nur in Einzelf?illen bewährt
(siehe hiezu Nr. 2). Nach den bisherigen Erfatrnrngen ist es ftir die ztigige Durch-
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fütuung aus folgenden Grtinden unerläßlich, die Geschäftsstellen bei den Kataster-
(Vermesungs-)ämtem einzurichten :

Dr Verwaltungsaufirand wird bei der Bearbeitung der Umlegungen auf ein Minimum
beschränkt, weil bei den Kataster-(Vermessunp-)äimtem mit ihren Buch- und
Kartennachweisen die erforderlichen Arbeitsunterlagen überwiegend vorlieggn. Da-

durch erübrigt sich weitgehend das zeitraubende Zusammentragen von Unterlagen.
Auch hinsichtlich der notwendigen Zusammenarbeit mit denGrundbuchämternsind
wegen des traditionell guten Kontakts zwischen beiden Behörden keine Schwierig-
laiten zu enrarten.

Die Kataster{Vermessungs-}imter wirken unmittelbar bei allen Veränderungen im
Zuschnitt der Grundstticke und den dadurch bedingten Anderungen der Rechte an
den Grundstücken mit. Damit ist gew?ihrleistet, daß der Geschäftsstelle des Umle-
gungsausschusses steß der aktuelle Grundstüclsbestand mit den dazugehörigen
Rechtsverhältnissen bekannt und ein lnformationsverlust ausgesc]rlossen ist. Dieser
könnte jedoch leicht eintreten, wenn die Geschäftsstelle des Unrlegunpausschusses
bei einer anderen Stelle, wie z. B. bei der Gemeindeverwaltung, eingerichtet wäre,
da diese die originären Grundstücksdaten nicht führt und daher im Falle von Fort-
Iiihrungen jeweils in einem gesonderten Verfahrenschritt benachrichtigt werden
mißte. ZusÄtilichq Verwaltungsaufwand wäre damit unvermeidbar. Grundsätzlich
gilt dies auch in den großen Städten mit eigenen Kataster{Vermessunp-)ämtern.
Die Einrichtung der Geschäftsstellen bei anderen einsclrlägigen Fachbehörden
kommt ausnahmsweise nur dann in Betracht, wenn diese ohnehin regelmißig von
den Kataster{Vermessungs-)ämtem über alle Anderungen unterrichtet werden.

De Bediensteten der Kataster{Vermeszungp-)ämter sind aufgrund ifuer Tätigkeit
mit den örtlichen Verhältnissen des Umlegungpgebietes am besten vertraut und
können unabhängig vom Meinungsstreit über planerische und städtebauliche Fragen
optimal den Gegebenheiten der Grundbesitzverhältnisse gerecht werden.

Dadurch, daß der Vonitzende des Unrlegungsausschuses der Leiter des Kataster-
(Vermesungs-)amtes oder ein anderer Beamter des höherenvermessungstechnischen
Verwaltungpdienstes dieser Dienststelle ist, besteht eine enge penonelle Verzahnung
zwischen Vorsitz des Umlegungsausschusses und Leitung der Geschäftsstelle. Damit
ist dieser Divergenz zwischen Urnlegungsausschuß und Geschäftsstelle vorgebeugt.

lnsbesondere ist der Ausschußvorsitzende in der Lage, innerhalb des Geschäfts-

betriebes seines Kataster{VermesungB-)amtes durch entsprechenden Personalein-

satz den besonderen Erfordemissen der Umlegunparbeiten Rechnung zu tragen.

Mit der Einrichtung der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses bei dem Kataster-

§ermessungs-)amt steht dieser nicht nur vermessungstechlisch und verwaltungs'

m?ßig ausgebildetes Penonal zur Verfügung, sondern auch ADV-Anlagen, die von

dieser Dienststelle benutzt werden. Damit ist die Geschäftsstelle in der Lage, die

Beschlüsse des Umlegungpausschusses mit der notwendigen Sach- und Fachkunde

örtlich und häuslich optimal voranbereiten.
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Gtinstig ist schließlich auch die Tatsache, daß das Kataster"(Vermessunp-)amt als

Geschäftsstelle zahlreicher Umlegungsausschässe innerhalb seines Dienstbezirkes

tätig istund damit die einmal gesammeltenErfatrrungen unveflüglich allenUrnlegung§'

ausschtissen zugute kommen. Die Verfahrensdauer wird dadurch verkürzt und eine

homogene und objektive Bearbeitung der Unrlegungen für einen größeren Bereich

erreicht.

Gleichzeitig ermöglicht die stärkere tnanspruchnahme einer solchen zentnlen

Geschäftsstelle eine bessere Ausstattung mit Personal und Sachmitteln und eine

Spezialisierung des Personals. Beides kommt der Qualität der geleisteten Arbeit

angfie.

4 Durchfiilrrungvon Umlegungen durch andere geeignete Behörden

Neben der Durchführung der Umlegungen durch Umlegungsauschüse oder durch die

Gemeinde selbst (UmlegungSstelle) kann auch eine Übertragung der Umlegungpbe'

fugrisse durch die Gemeinde auf die Flurbereinigungsbehörde und andere geeigtete

Behörden zweckmißig sein. Hierfür kommt jedoch neben der Flurbereinigungs-

behörde ausschließlich die Kataster{Verme§§ung§-)behörde in Betracht.

Dn Flurbereinigunpbehörden, die sich bi§ang weitgehend mit der Hndlichen

Neuordnung befaßt haben, sollte die Übernahme dieser Aufgabe in Verbindung mit
Flurbereinigungsverfahren ermöglicht werden, um eine rationelle und zügige Durch-

fiihrung durch gpgenseitige Abstimmung beider Verfahren zu gewährleisten. Die

Übertragrrng der Umlegungsbefugris auf Antrag der Gemeinde auf die Flurbereini-

gungSbehörde ist jedoch nur angebracht, wenn Flurbereinigungsmaßnatrme und

Baulandumlegung in einem sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang

stehen.

Dagegen sollten in allen anderenFdllen, in denen dieseVorausetzungen nicht gegeben

sind, die Umlegungsbefugrisse der Kataster-(Vermessung-)behörde übertragen

werden. Diese Behörde fiihrt Unterlagen, die fiir die Urnlegung benötigt werden,

und ist darüber hinaus seit Beginn der Wiederaufbauphase mit Umlegungen betraut.

Die gesammelten Erfahrungen und vorliegenden detaillierten Fachkenntnisse mtissen

im Interesse einer rationellen und wirtschaftlichen Arbeitsweise genutzt werden
(s. auch Nr. 3.3.1 und 3.4).

Nur die Flurbereinigungsbehörde und die Kataster-(Vermessungs-)behörde verfügen

üer entsprechend ausgebildetes Personal und umfangreiche praktische Brfahrungen
auf dem Gebiet der Ordnung des Grund und Bodens. Der Gesetzgeber sollte deshalb

im Hinblick auf vermeidbare finanzielle Aufuendungen und eine unwirtschaftliche
Aufgabenzenplitterung dieÜbertragung derbodenordnerischenAufgaben aufweitere
Behörden ausschließen.

249



5 Nachprüfung der Verwaltungsahte durch Vorverfahrcn

Im Zusammenhang mit der Durchflihrung der umlegung ist auch die Nachprüfung

der während des Verfaluens ergangenen Verwaltungpakte über Vorverfahren zweck-

mißig zu regeln. Von den möglichen außergorichflichen Verfahren wird die Bildung

von Oberen Umlegungausschüssen (§ 46 Abs.2 Nr. 3 BBauG) empfohlen, die unab-

hängg davon, ob ein umlegunpausschuß, die Flurbereinigunpbehörde oder die

Kataster-(Vermessungs-)behörde mit der Durchführung von Umlegungpn beauftragt

ist, Verwaltungsakte der Umlegrngsstelle nachzuprtifen haben.

Der Obere Umlegungsausschuß ist mit mindestens einem Mitglied, das zum höheren

Verwaltunpdienst oder Richteramt, und einem Mitgtied, das zum höheren ver-

messunptechnischen Verwaltungpdienst bef?ihigt ist, sowie einem Sachverständigen

für Grundsttickswertermittlung zu besetzen.

Ohne Festlegung eines Vorverfahrens könnten die im UmlegungSverfahren ergan'

genen Verwaltungsakte nur durch Antrag aufgerichtliche Entscheidungangefochten

werden. Die Folge wäre eine erhebliche BelastungderGerichte,diejedochvermieden

werden muß. Wie die umfangreichen praktischen Erfahrungen zeigen, bietet das

Vorverfahren in der überwiegenden Zahl der Fälle bereits gpnügend Rechßschutz

für die Beteiligten, so daß eine Anrufung der Gerichte in der Regelunterbleibt. Auch

hierdurch wird eine zlüggere Abwicklung des umlegungwerfahrens erreicht.

5 Zusammenfassung

De vorstehenden Darlegungen zeigen, daß

- Umlegungen arn zweckmißigsten durch Umlegungpausschüsse durchgeführt

werden, weil sie unabhängige Fachgremien sind und bei zweckmißiger Besetzung

und kitung die besten Voraussetzungen fiir die Lözung der gestellten Aufgabe

bieten,

- als Vonitzender des UmlegungSausschusses ganz besonders der Vermesunpfach-
mann geeigret ist, weil er die erforderliche umfassende Ausbildung erfahren hat,

seine sonstigen diensflichen Aufgaben auf das enpte mit der Realisierung von

Planungen verknüpft sind und er abgesehen von den in Nr. 3.3.2 dargelegten Aus'

nahmen als Vorgesetzter der beim Kataster-(Vermeszungs.)amt einzurichtenden

Geschäftsstelle die besten Voraussetzungen für eine wirkungsvolle Koordinierung

der Arbeiten bietet,

- für den Umlegunpausschuß eine Geschäftsstelle einzurichten ist, und zwar beim

Kataster{Vermessunp-)amt, weil nur dort eine optimale Arbeitsleistung erreicht

werden kann und eine solche Geschäftsstelle dadurch, daß sie gleichzeitig für

mehrere UmlegungSausschüsse eingesetzt werden kann, die gtinstigsten Voraus-

setzungen für eine zweckmißige Ausstattung und ein wirtschaftliches Arbeiten

bietet,

- im Fatl der übertragung der Urnlegungsbefugris ausschließlich die Flurbereini-
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gungsbehörde und die Kataster{Vermesungs-)behörde in Betracht kommen.
Erstere nur, wenn ein sachlicher, räumlicher und zeiflicher Zusammenhang
zwischen einer Flurbereinigungsmdnahme und der Baulandurnlegung besteht,
lelrtpre in allen übrigen Fällen, weil nur dort die erforderlichen Eignungworaus-
setzungen gegeben sind,

- die Anrufungsmöglichlreit eines Oberen Umlegungpausschusses zur außergericht-
lichen tlberprüfung der im Umlegungwerfahren erlassenen Verwaltungsahte not-
wendig, aber auch hinreichend ist und hierdurch eine zägige Abwicklung des

Umlegrrngsverfahrens gewäihrleistet ist.
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Personalnachrichten

Beamte des höheren Dienstes

I. Ernannt:
zum MinR

VmDir Schulte

zuLtd. VmDir
VmDir Lehmann, Dr.

,, Helke

zum VmDir

VmOR §taufenbiel,Dr. LVwA-LVm-B2 .. 6. 7.76

MI-s7(Verm). .. 1.7.76

RPOsnabrück.... ,. .26.5.76
KatAMeppen.... .. 9.8.76

zu VmOR

VmR Steinhauer LVwA-LVm-88.. ..
,, Bölke RPOsnabrück.. .. ..
,, Jatrr KatA Osnabrück . . . .

,, Eberhardt KatAleer...... ,. ..
,, Horst LVwA-LVm-BS ........ ..
)) Möller KatAWilhelmshaven...,.........

zu VmR

VmAss Hennersdorf KatA Uelzen . . . .

VmOAR Schönherr LVwA-LVm-B 8

1. 7.76
26. 7.76
29. 7 .76
30. 7.76
13. g. 76
30. 8.76

1. 7.76
5. 9.76

zu VmAss (Einstellung)

AssVmD Schmalgemeier KatAOsnabrück .. . . l. 7-76
,, Sellge,Dr. LVwA-LVm-88.... 1.8.76
,, Kanngieser LVwA-LVm-B3.... 1.8.76
,, Gebauer KatACelle. ...23.9.76

U. Versetzt:
VmOR Knuth
VmDir Helke
VmR Winter

vomKatAMeppenandasKatAleer .... ... 1.7.76
vomKatAleerandasKatAMeppen .. .. ... 1.7.76
vomRPHannoverandaslVwA-LVm-B2 . .. .. o., 1. 1.0.76

III. Eingewiesen in eine Planstelle derBes.Gr.B3:

MinR Alves, Dr. MI-Ref. 55 (Verm) l. 7.76

IV. Eingewiesen in eine Planstelle derBes.Gr.B2:

MinR Schlehuber MI-Ref- 56 (Verm) l. 7.76

V. Entlassung auf Antrag (§ 38NBG):

VmAss Neumann KatA Celle 1. 8. 26
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I. Ernannt:
zum VmOAR

VmAR Kirk

zu VmAR
VmA Grieß

,) Umbach

,) Müller, Heinz

,, Oppermann

,, lVashausen

,, Fiebranz

,, Hellmoldt
), Behnke
,, Schiffling
,, Möhl

zu VmA
VmOInqp Reuße

)) . Strey
,, Seils

), lViechmann

,, Gaus

)) Traumann

,, Hauschildt
), Poppe

,) Hammer

), Stahlhut

zu VmOInsp

VmOInsp zA May

,, Kropp
,, Engbers

,, Kroon

'r', ffi*rt'r', ffif*"
,, Knocks

,, Brants

zu VmOInsp z.A.

VmlnspAnw. Podrenek',', itäffi""
,, Schreinecke

,, Pasold
Meyer, K.-H.

Beamte des gehobenen Dienstes

LVwA-LVm-86 ........... r r r...... r.. L. 8.76
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Brand, Fitz
Reinecke, Ottmar

m. Versetzt:
VmOInsp Hauschildt
VmAR Kirk
VmOInsp Lampe
VmOInsp zA Müller
VmOInsp zA Liepold

ry. Eintritt in
VmAR Scheller

V. V e r s t o r b e n:

VmAR Wagener

II. In den Vorbereitungsdienst eingestellt:
RPHildesheim . . . . .. . , . . 1. 8.76
RPHildesheim . . . , .. .. . . . . 1. 8.76

vom KatA Aurich an das KatA Norden . . 26. 7 .76
vomRPHildesheimandasLVwA-LVm-B6 . . . 1. 8.76
vom KatA Osterode zum RP Hildesheim . . . I . 8.76
vom RP Stade an das KatA Bremervörde . . . 1. 8. 76
vom LVwA-LVm an das Bezirksamt Reinickendorf, Berlin L. 10. 76

den Ruhestand (§ SlNBG):

KatARotenburg .. .... .. 1.9.76

KatARinteln . . .. .. .. 9. 9.76

Beamte des mittleren Dienstes

I. Ernannt:
zu VmHSekr

VmOSekr Friedl
,, Böhm

zu VmOSekr

VmSekr Knauer

,, Klimmt
,, Brandt
,, Stahlhut

zu VmSekr

VmAssist Kellert
,, Mülder
,, Hummerich
,) Maul
,, Springmann
,, Bork

zu VmAssist

VmAssist zA Stieler
,, Jungesblut
,, Zech

Schnoor

zum VmAssist z. A.
VmAssist

Anw. Paul

RPStade . . . ... . . . , . . . . . 2r. 7.76
vPBraunrrt*rig. ::::: :: :: :: :::::: ::: : . 22. 7.76

KatASoltau.. .. ... 1.7.76
KatAHolzminden .. . . . . . .. . 30. 7.7G
KatA Bückeburg . . 18. 8.76
KatARinteln .. .. 19.8.76

KatABraunschweig .... ., .29.7.76
KatAleer.. .. .. ...30. 7.76
KatAEmden.. .. 30. 7.76
KatAWolfenbüttel i...,. .. ..30" 7.76
KatADelmenhorst.... .. 30. g.76
KatACloppenburg...... .. 30. g.76

KatAAlfeld.. .. .. .. 1.6.76
KatAGoslar.. .. 1.7.76
KatANortheim... .. 2.7.76
LVwA-LVm-B3 .... .o. 1.L0.76

LVwA-LVm-86.oo..... .... ... 1.4.76
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II. In den Vorbereitung§die'nst einge§tellt:
Heins, Hermann
Ewert, Rolf
lYishrba, Peter

III. Versetzt:
VmAssist Schulz

l}

vom KatA Fallingbostel an das KatA lYinsen 1. 10.76

Weitere Nachrichbn

I. Zusammenlegulg der Katsstcrämter:
Arßenstcllen B entheim und Neuenhaus
Am 1. 10. 19?6 sind die Arßenstcllen Bentheim uad Neuonhaus des Katrstoremtes Nordhom
aufgeläst worden.
(Aaudnung des MI vom L6.9. t976 - Nds. MBl. S. 1654.)

II. Aodero Nachrichten:
Neue Telefon-Nr.:
KatA Läneburg 04131 - 36066,36067
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Heft4ll976
zu: von Daack ,,Dienstliche Fortbildung in
der Nieders. VuKV", S.

FORTBILDLTNGSPROGRAMTT 197 6 I t97 7

der Niedersächsischen Vermessungs und Katasteryerwaltur.g

Veranstaltungs-
nummer

Themen (etwa) Ort
Anzahl
d. Teil-
nehmer

BemerkungenKurs-
dauer
(Tage)

Termin Teilnehmerkreis

1.1

1.2

Die Erneuenrng
des TP-Feldes

Elektronischer Geräte-
einsatz und Auswertung

Integrierter Einsatz
photogr. und terr.
Arbeitsweisen unter
Anwendung der ADV

Buchnachweis-EDV
(Fortfiihnrngen/Aus-
wertungen)

Richtwertermittlung

Bodenordnung

8. - 9.3.77 hD

13. - 1s.4.77 gD

13. - 15. 12.76 hD

14. - 16.9.76 m/gD

21. - 23.9.76

25 Oldenburg

30 Hannover

25 Hannover

fiir RP/VP Aurich, Stade,
Oldenburg, Osnabrück

- vgl. 1 .1 (1 97 s l7 6) -*)

- vgl. 1.2.2 (1975175) -*)

- vgl. | .6 (197 5 l7 6') - {c)

2.1 20 Oldenburg

28 Hannover

30

28 Rotenburg

für RP/VP Aurich, Osnabrück,
Stade, Oldenburg

fiir RP/VP Hannover, Hildes-
heim, Lüneburg, Braunschweig

- vgl. 5.2 (t975176) -*
- vgl. 5.3 (19?Slrc) -*

3.1

3.2

4.1

317 7 o. 417 7

29.11. -
l. L2.76

23. - 25.2.77

s/hD

hD

(Nie&rs. VUKV; -

5.1

Ausblick -)
Bearbeitung geodätischer
Berechnungen mit ADV-
Anlagen (Grundkurs)

2177 o. 3177 mleD Hannover für RP/IIP Osnabrück, Stade,
Braunschweig, Oldenburg

- vgl. 1. 3. (1975176) -*)

25

*) = vgl. Beilage zu Heft 41197 5 der Nachrichten




